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Hinweis:
Aus rechentechnischen Gründen können in Tabellen und Verweisen Rundungsdifferenzen zu den 
sich mathematisch exakt ergebenden Werten (Geldeinheiten, Prozentangaben usw.) auftreten.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir im gesamten Geschäftsbericht nur die 
männliche Geschlechtsform. Selbstverständlich sind immer die weibliche und männliche Form 
gleichermaßen gemeint.



Kirchliche Zusatzversorgungskasse
des Verbandes der Diözesen Deutschlands

geschäftsbericht 2013
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Fünfjahresvergleich

  
2013 Veränderung 

zum Vorjahr

 
2012 

 
2011 

 
2010 

 
2009 

Bestandsentwicklung

Beteiligte 7.813 - 1,39 % 7.923 8.105 8.735 8.864

Zusätzliche Abrechnungsstellen 8.285 - 0,07 % 8.291 8.343 8.378 8.510

Pflichtversicherungsverhältnisse 521.274 1,82 % 511.955 501.767 488.529 479.136

Beitragsfreie Versicherungen 608.545 4,02 % 585.051 559.468 534.240 509.738

Freiwillige Versicherungsverträge 40.182 - 0,66 % 40.447 40.565 40.499 39.845

Versorgungsempfänger 137.097 4,02 % 131.804 126.224 120.488 114.952

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Bilanzsumme 	 Mio. € 16.922 4,94 % 16.125 15.568 14.711 14.000

Ausgleichsposten 	 Mio. € 659 - 8,60 % 721 1.042 1.073 1.122

Kapitalanlagen 	 Mio. € 15.933 5,78 % 15.063 14.268 13.385 12.622

Versicherungstechnische  
Rückstellungen

	 Deckungsrückstellungen 	 Mio. € 16.822 4,95 % 16.028 15.514 14.657 13.948

	 Sonstige satzungsmäßige  
	 Leistungen 	 Mio. €

 
4

 
0 %

 
4

 
4

 
4

 
4

	 Überschussbeteiligungen 	 Mio. € 0 0 % 0 0 0 0

16.826 4,95 % 16.032 15.518 14.661 13.952

Kapitalanlagendeckungsgrad	 % 94,7 0,7 Pkt. 94,0 91,9 91,3 90,5

Beiträge und Umlagen 	T € 722.448 14,84 % 629.095 607.975 522.524 506.790

Sanierungsgelder 	T € 0 0 % 148.464 145.320 79.232 76.640

Durchschnittlicher Beitrag
je angemeldeter Person* 	 €

 
1.386

 
12,77 %

 
1.229

 
1.212

 
1.070

 
1.058

* �Personen mit beitragsfreien Versicherungen werden nicht berücksichtigt. 
Die Berechnung des durchschnittlichen Beitrags erfolgt ohne Sanierungsgelder.
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Die KZVK in Kürze
 
 
Das ist die KZVK
Die KZVK wurde am 30. August 1976 als rechtlich selbstständige kirchliche Einrichtung mit 
Sitz in Köln gegründet. Sie hat den Status einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts.

Mit über 1,1 Millionen versicherten Personen, mehr als 137.000 Rentenempfängern, über 
7.800 beteiligten Arbeitgebern, etwa 8.300 zusätzlichen Abrechnungsstellen und damit ins-
gesamt rund 16.100 Abrechnungsstellen sowie einer Kapitalanlage von knapp 16 Milliarden € 
gehört die KZVK zu den größten Pensionskassen in Deutschland. 225 Mitarbeiter arbeiten 
engagiert und mit hoher Kompetenz für die Versicherten und Beteiligten der KZVK.

Das ist unsere Aufgabe
Die Dienstgeber des kirchlichen und kirchlich-caritativen Dienstes im Bereich der Diözesen 
der Bundesrepublik Deutschland sagen ihren Beschäftigten eine betriebliche Altersversor-
gung zu. Die KZVK hat die Aufgabe, für die Dienstgeber die betriebliche Altersversorgung 
nach Maßgabe ihrer Satzung durchzuführen.

Das verbindet uns
Die KZVK ist Mitglied der Arbeitsgemeinschaft kommunale und kirchliche Altersversorgung 
(AKA) e. V. Die Fachvereinigung Zusatzversorgung der AKA setzt sich aus 24 kommunalen und 
kirchlichen Zusatzversorgungskassen zusammen. Die Mitgliedskassen betreuen über 40.000 
kommunale und kirchliche Arbeitgeber. Versichert sind mehr als 6,8 Millionen Beschäftigte 
aus dem kommunalen und kirchlichen Dienst, davon 3,4 Millionen Pflichtversicherte. Über 
1,2 Millionen Rentner haben im Jahr 2012 Leistungen in Höhe von mehr als 4,7 Milliarden € 
von den Kassen erhalten.

Das zeichnet uns aus
Ehrlich. Effizient. Sicher. Wir wollen, dass unsere Kunden sich bei uns gut aufgehoben fühlen. 
Sie sollen uns vertrauen können. Als professioneller Dienstleister mit klar strukturierten Zu-
ständigkeiten und Prozessen arbeiten wir mit den uns anvertrauten Geldern wirkungsvoll und 
zuverlässig. Das zahlt sich aus. Bei ausreichender Sicherheit legen wir das Kapital so an, dass 
ein angemessener Ertrag gewährleistet ist.  
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Michael Klass und Dr. Claudia Leimkühler

Der Vorstand



in einer Zeit, in der die gesetzliche Rente allein für viele nicht mehr den Lebensstandard si-
chern kann und die Situation am Kapitalmarkt nach wie vor angespannt ist, steht die Zusatz-
versorgung der KZVK vor großen Herausforderungen.

Daher ist es für uns selbstverständlich, Ihnen in diesem Geschäftsbericht nicht nur die aktu-
elle Geschäftsentwicklung der Kasse darzulegen, sondern Sie auch teilhaben zu lassen an den 
Themen, die uns bewegen. Allem voran steht dabei die Entwicklung von langfristigen Strate-
gien, um die Finanzierung der Versorgungsleistungen zu sichern. Zudem möchten wir Ihnen 
auch Einblick gewähren in unser Ressort Kapitalanlage und Ihnen die Menschen vorstellen, 
die dafür sorgen, dass das Vermögen der Kasse gut angelegt ist. Darüber hinaus freuen wir 
uns sehr, auch in diesem Jahr wieder eine geschätzte Beteiligten-Einrichtung vorstellen zu 
dürfen. Der Einsatz der Menschen in den Bethanien Kinderdörfern hat uns tief bewegt.

Wir sind uns bewusst, dass Sie, unsere Beteiligten, Versicherten und Rentner, Ihr Vertrauen in 
uns setzen. Deshalb werden wir dafür Sorge tragen, die gegebenen Versorgungsversprechen 
auch dauerhaft erfüllen zu können. Die extrem niedrigen Zinssätze sind dabei eine Herausfor-
derung, der wir uns stellen müssen. Denn die von den Tarifvertragsparteien des öffentlichen 
Dienstes zugesagten und von der Kasse in ihren Leistungsversprechen zugrunde gelegten 
Zinssätze für Versorgungsleistungen fußen auf Einschätzungen zur Kapitalmarktsituation, die 
noch aus den späten 1990er und frühen 2000er Jahren stammen und deutlich optimistischer 
waren als heute. Doch als ein Unternehmen, das nicht auf Gewinnmaximierung hin ausge-
richtet ist und als Anstalt des öffentlichen Rechts keinen Drittinteressen unterliegt, verfügt 
die KZVK dennoch über die Voraussetzungen, sich auch in einem schwierigen Kapitalmarkt-
umfeld zu behaupten.

Insgesamt konnte die Kasse so auch 2013 ein positives Ergebnis erzielen. Vor dem Hinter-
grund der schwierigen Rahmenbedingungen ist das ein gutes Resultat, das vor allem auch 
dem hohen Engagement und der weitreichenden Expertise unserer Mitarbeiter geschuldet 
ist. Dafür bedanken wir uns von Herzen.

Unser Dank gilt auch Ihnen, sehr geehrte Beteiligte, Versicherte, Rentner und Partner sowie 
Gremien und Aufsichtsorgane, für Ihr Vertrauen in die KZVK und die stets konstruktive Zusam-
menarbeit. Wir freuen uns auf eine erfolgreiche Fortsetzung in den kommenden Jahren.

Mit freundlichen Grüßen

	

Dr. Claudia Leimkühler 	                            	  Michael Klass
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Verantwortlichkeiten/Ressorts
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ressort Kunden und Produkte
Michael Klass, Köln, ab 1. September 2013
Dr. Claudia Leimkühler, kommissarische Leitung bis 31. August 2013	  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Ressort Risikomanagement	
Dr. Claudia Leimkühler, Hamburg
Vorstandssprecherin seit 9. Juli 2013

Ressort Kapitalanlage
Bernd Franken, Trier, bis 31. Dezember 2013
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Die Unternehmensstruktur
 
 
Die KZVK ist eine rechtlich selbstständige kirchliche Einrichtung in der Rechtsform einer An-
stalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in Köln. Träger der Kasse ist der Verband der Diözesen 
Deutschlands.

In unserem Schaubild erhalten Sie eine Übersicht, die in vereinfachter Form zeigt, in welche 
Ressorts die Kasse aufgeteilt ist und welche Geschäftsbereiche den einzelnen Ressorts zu-
geordnet sind.	  

Die Unternehmensstruktur auf einen Blick:

Ressorts

Justitiar Vorstand Innenrevision

Operative Einheiten

Versorgung

Öffentlichkeitsarbeit

Effektenmanagement

Strukturorientierte 
Investments

Effektenadministration

Liegenschaften

Controlling

Rechnungswesen

EDV

Allgemeine Verwaltung

Kunden und Produkte Kapitalanlage Risikomanagement
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Bericht des Verwaltungsrates

Vorsitzender des Verwaltungsrates
Generalvikar Prälat Norbert Kleyboldt, Münster
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Der Verwaltungsrat hat im Rahmen seiner satzungsmäßigen Aufgaben die Geschäftsführung 
des Vorstands laufend überwacht und sich von ihrer Ordnungsmäßigkeit überzeugt. Es fanden 
sechs Sitzungen des Verwaltungsrates, fünf Sitzungen des Arbeitsausschusses sowie eine Sit-
zung des Rechnungsprüfungsausschusses statt. 

Der Verwaltungsrat hat sich durch die Vorlage umfassender Berichte des Vorstands über die 
Entwicklung der Kasse und alle wichtigen Geschäftsvorfälle informiert. In den Sitzungen wur-
den die wesentlichen Arbeitsfelder der Kasse eingehend mit dem Vorstand beraten und die 
notwendigen Beschlüsse gefasst.

Der Rechnungsprüfungsausschuss und der Verwaltungsrat haben den Jahresabschluss und den 
Lagebericht sorgfältig geprüft und dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses der Ernst & 
Young GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Köln, zugestimmt. Die Prüfung hat zu keinen 
Einwänden geführt. 

Die Ernst & Young GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, hat bescheinigt, dass der Jahresab-
schluss den anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften sowie den ergänzenden Bestim-
mungen der Satzung entspricht und unter Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kasse vermittelt.

Der Verwaltungsrat hat dem Verband der Diözesen Deutschlands als Rechts- und Fachaufsicht über 
die Kasse empfohlen, den Jahresabschluss gemäß § 9 b Absatz 3 Satz 2 KZVK-Satzung festzustellen 
und dem Vorstand Entlastung zu erteilen. Darüber hinaus hat der Verwaltungsrat den Verband der 
Diözesen Deutschlands gebeten, über die Entlastung des Verwaltungsrates zu entscheiden.

Der Verwaltungsrat dankt dem Vorstand sowie den Mitarbeitern der Kasse für ihren unermüdli-
chen Einsatz und für die erfolgreich geleistete Arbeit im Geschäftsjahr 2013.

Münster, den 3. September 2014

 
Generalvikar Prälat Norbert Kleyboldt	  
Vorsitzender des Verwaltungsrates
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Der Verwaltungsrat

Vorsitz

Generalvikar Prälat Norbert Kleyboldt, Vorsitzender, Münster

Diözesanadministrator Prälat Dr. Stefan Heße, stellvertretender Vorsitzender, Köln

Mitglieder Vertreter

Michael Birkle, Religionslehrer, Berlin* Georg Hillenkamp, Schleswig*

Dr. Martin Böckel, Verwaltungsdirektor, Köln Ludger Krösmann, Essen

Herbert Böhmer, Kindergartenleiter, Krefeld* Heinz-Leo Görtzen, Aachen*

Dieter Erfurth, Geschäftsführer, Gangelt* Bernd Koch, Düren*

Georg Grädler, Gemeindereferent, Heidelberg* Stephan Schwär, Ehrenkirchen*

Michael Himmelsbach, Erzb. Oberrechtsdirektor, 
Freiburg

Eberhard von Alten, Mainz* 

Andrea Hoffmann-Göritz, Bistumsangestellte,  
Saarbrücken*

Udo Koser, Frankfurt am Main* 

Andreas Jaster, Fachkrankenpfleger, Berlin* Josef Wählen, Mönchengladbach*

Dr. Birgit Kugel, Diözesan-Caritasdirektorin, Trier* Dr. Rainer Brockhoff, Stuttgart

Hans Jörg Millies, Finanz- und Personalvorstand,  
Freiburg*

Norbert Beyer, Freiburg* 

Matthias Mitzscherlich, Diözesan-Caritasdirektor, 
Dresden*

Bernhard Brantzen, Magdeburg* 

Dr. Claus C. Nommensen, Arzt, Hannover* Maria Bedersdorfer, Darmstadt*

Aloys Raming-Freesen, Rechtsdirektor,  
Osnabrück

Kirsten Straus, Trier 

Thomas Rühl, Mitglied der Arbeitsrechtlichen  
Kommission des DCV, Salzkotten*

Olaf Wittemann, Bergisch Gladbach* 

*pflichtversichert bei der KZVK
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Ausschüsse des Verwaltungsrates

Arbeitsausschuss

Generalvikar Prälat Norbert Kleyboldt, Vorsitzender

Dr. Martin Böckel

Georg Grädler

Andreas Jaster

Hans Jörg Millies

Aloys Raming-Freesen

Thomas Rühl

Rechnungsprüfungsausschuss

Generalvikar Prälat Norbert Kleyboldt, Vorsitzender

Dieter Erfurth

Michael Himmelsbach

Andrea Hoffmann-Göritz

Dr. Claus C. Nommensen
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Das Ressort Kapitalanlage stellt sich vor
 
 
Das Ressort Kapitalanlage ist verantwortlich für die Planung und Durchführung der Anlage 
des Vermögens der KZVK an den Kapitalmärkten. Die derzeit 25 Mitarbeiter sind mit den viel-
fältigen Aufgaben rund um Anlage, Steuerung und Überwachung der Vermögensanlage befasst. 

Aufgabe der KZVK ist die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung für den kirchlichen 
und kirchlich-caritativen Dienst. Mit der Vermögensanlage wird das Ziel verfolgt, die Beiträge 
der Beteiligten und Versicherten möglichst ertragreich, zugleich risikobewusst und damit si-
cher anzulegen. Gleichberechtigt zu den Zielen Rentabilität und Sicherheit sieht sich die Kasse 
als kirchlicher Investor in der Verantwortung, ethisch-nachhaltige Aspekte gleichberechtigt zu 
berücksichtigen. Investitionen in Geschäftsfelder, die im Widerspruch zu der Soziallehre der 
katholischen Kirche stehen, sollen dadurch vermieden werden.

Im Bereich Effektenmanagement werden die Investmententscheidungen der Kasse getroffen und...

Die durch die Vermögensanlage erzielten Erträge dienen der Finanzierung der zugesagten 
Versorgungsleistungen und der Renten. Die Ausrichtung der Vermögensanlagen orientiert 
sich deshalb an den Leistungsverpflichtungen und ist so strukturiert, dass die KZVK ihren Leis-
tungsverpflichtungen jederzeit nachkommen kann. Bei der Anlage wird zudem auf eine breite 
Diversifikation geachtet. 
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Entscheidungen im Bereich Effektenmanagement
Unter Berücksichtigung der Erfordernisse der zukünftigen Rentenzahlungen orientiert sich 
die Kapitalanlage an der langfristig ausgerichteten Strukturierung der Vermögensanlagen. 
Die einzelnen Investmententscheidungen, welche von den Mitarbeitern im Bereich Effekten-
management getroffen werden, setzen in ihrer Gesamtheit diese Vorgaben um. 

Die Mitarbeiter im Ressort Kapitalanlage müssen dabei fortwährend Entscheidungen von gro-
ßer finanzieller Tragweite treffen. Bei allen Entscheidungen steht immer die Frage vorne an: 
Was bedeutet das für unser Kapitalanlageportfolio, und wie lässt sich die Ertragssituation bei 
angemessener Risikoübernahme verbessern? Die mit dem Wertpapierhandel beschäftigten 
Mitarbeiter beobachten und bewerten laufend nicht nur die investierten Vermögensanlagen, 

…die Liegenschaften und Immobilienfonds der KZVK verwaltet.

sondern widmen sich auch permanent dem Marktgeschehen. Sie analysieren es, um einer-
seits attraktive Investitionsmöglichkeiten zu erkennen und andererseits angemessen auf 
Veränderungen zu reagieren. Dabei werden ebenfalls Annahmen, die in früheren Analysen 
gemacht wurden, beziehungsweise die den Entscheidungen zugrunde gelegen haben, über-
prüft, um festzustellen, ob sie aktuell noch Bestand haben. 

Die Mitarbeiterteams sind jeweils für einen bestimmten Bereich der Investmentaktivitäten 
zuständig. Dies ermöglicht die gezielte Analyse und fundierte Entscheidungen bezüglich so 
unterschiedlicher Investments wie zum Beispiel Aktien, Staats- und Unternehmensanleihen, 
Immobilien und Private Equity.
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Sowohl in der strategischen Strukturierung der Anlagen als auch in Einzelentscheidungen 
wird das gesamte Anlageuniversum, das die Finanzmärkte bieten, betrachtet. Eine breit auf-
gestellte Vermögensanlage trägt dazu bei, das Risiko zu verringern, das bei den Investments 
eingegangen werden muss. 

Neben der Vermögensanlage in Aktien, Anleihen und auch Private Equity hat die KZVK noch 
eine Reihe von Liegenschaften, vorrangig Gewerbeimmobilien, erworben. Diese Immobilien 
werden von einem weiteren Mitarbeiterteam verwaltet. Die zuständigen Mitarbeiter befas-
sen sich hauptsächlich mit Vermietung, Instandhaltung oder der Durchführung von Umbau-
maßnahmen. Außerdem sind diese Mitarbeiter auch für die Verwaltung von Immobilienfonds 
zuständig. Während sich die direkt gehaltenen Liegenschaften alle in Deutschland befinden, 
liegt der Investitionsschwerpunkt bei den Immobilienfonds in Europa, um auch von den Ent-
wicklungen an internationalen Märkten zu profitieren. 

Abwicklung und Überwachung im Bereich Effektenadministration
Die Mitarbeiter im Bereich Effektenadministration sind sowohl mit der Abwicklung der Ge-
schäfte als auch mit Marktfolgeaktivitäten befasst.

Nach den jeweiligen Geschäftsabschlüssen im Bereich Effektenmanagement werden diese 
Transaktionen abgewickelt und die sogenannten Marktfolgeaktivitäten durchgeführt. Dies 
betrifft einerseits die Überprüfung und Einhaltung sämtlicher gesetzlicher und interner Rege-
lungen, wie insbesondere der Anlagerichtlinien der Kasse, und andererseits die Bestätigung 
der Geschäfte und Anweisung unserer Investmentgegenleistungen an die jeweiligen Transak-
tionspartner. In der Effektenadministration erfolgt ebenfalls die Verbuchung der Geschäftsvor-
fälle der Vermögensanlage. Der Bereich zeichnet verantwortlich für die Erstellung aller Kapital-
anlageberichte, wie beispielsweise Monatsstatistiken. Weitere Schwerpunkte des Bereichs sind 
die Überwachung und die Performancemessung der Anlagen.

Die breite Diversifikation der Vermögensanlagen und das nahtlose Ineinandergreifen der Pro-
zesse in ihrem komplexen Zusammenspiel trägt damit in besonderer Weise den Sicherheits-
interessen der Leistungsempfänger und Beteiligten der KZVK Rechnung.
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Im Bereich Effektenadministration erfolgt die administrative Abwicklung aller Transaktionen	   
und Marktfolgeaktivitäten.
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Hamburg

Hildesheim Berlin

Magdeburg

Erfurt

Bamberg

Eichstätt

Augsburg

Freiburg

Speyer

Trier

Mainz

Mainz

KölnAachen

Essen

Würzburg

Limburg

Rottenburg-Stuttgart

Regensburg

Passau

München 
und Freising

Fulda

Vechta

Osnabrück

Münster

Paderborn

Görlitz

Dresden-Meißen

Bistumsgrenze
Offizialatsgrenze

Erzbistum

	 keine 	Abrechnungsstellen
	 < 	500 	Abrechnungsstellen
	 > 	500 	Abrechnungsstellen
	 > 	1.000 	Abrechnungsstellen
	 > 	2.000 	Abrechnungsstellen

Gemeinsam Ziele erreichen

Unsere Beteiligten und Versicherten
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Auf gute Partnerschaft

Hand in Hand für mehr Sicherheit – die Basis unserer Arbeit ist das Vertrauen der Versicher-
ten und Arbeitgeber katholischer Einrichtungen in die KZVK. Dies macht uns zu einem star-
ken Versicherungsunternehmen für eine große Solidargemeinschaft. Unser umsichtiges und 
planvolles Wirtschaften zahlt sich für jeden von Ihnen aus.

Wir sind die Zusatzversorgungseinrichtung für die katholisch-kirchlichen und caritativen Ein-
richtungen in den Diözesen der Bundesrepublik Deutschland. Dazu gehören sowohl Träger 
von großen überregionalen Krankenhausbetrieben als auch kleine lokale Trägervereine. Wir 
sind verlässlicher Partner aller bei uns beteiligten Einrichtungen in ihrer gesamten Unter-
schiedlichkeit. Seite an Seite mit ihnen streben wir individuelle, auf den Einzelfall abgestimm-
te Lösungen an. Gemeinsam tragen wir dafür Sorge, dass die Beschäftigten im Versorgungsfall 
ein Stück mehr an finanzieller Sicherheit erhalten.

Dabei setzen wir unter Berücksichtigung der jeweiligen Besonderheiten auf ein vertrauens-
volles Miteinander und suchen im Rahmen unserer Möglichkeiten den persönlichen Kontakt 
zu den Beteiligten und den Versicherten. Dies gilt für den kleinen Kindergartenbetrieb ge-
nauso wie für den großen Betreiber von Krankenhauseinrichtungen.

Wir wollen, dass Sie, die beteiligten Arbeitgeber und die versicherten Beschäftigten, sich bei 
uns gut aufgehoben fühlen. 
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Die Partner der KZVK leisten wertvolle Arbeit im sozialen Bereich.  
Hier stellen wir Ihnen erfolgreiche Einrichtungen exemplarisch vor.

Die Bethanien Kinderdörfer  
in Schwalmtal, Bergisch Gladbach und Eltville

"Kinderdorfmutter zu sein ist nicht einfach ein Beruf, sondern wirklich eine Berufung", sagt 
Kinderdorfmutter Marlene Altevers. Die 55-Jährige lebt und arbeitet seit 13 Jahren im Betha-
nien Kinderdorf Schwalmtal. In ihrer Familie leben derzeit sieben Kinder von 10 bis 13 Jahren. 
Aufgabe der Kinderdorfmutter ist es, den Alltag der großen Familie zu organisieren, für ihre 
Kinder da zu sein und ihnen die Sicherheit und Geborgenheit einer ganz normalen Familie zu 
geben. Auch wenn alle Kinderdorfmütter ausgebildete Erzieherinnen sind, ist das nicht immer 
ganz einfach. Denn die Kinder, die in den drei Bethanien Kinderdörfern in Schwalmtal, Bergisch 
Gladbach und Eltville leben, haben Missbrauch, Vernachlässigung oder Gewalt erlebt und be-
dürfen neben liebevoller Betreuung häufig auch unterschiedlicher Therapiemaßnahmen. 

Die Bethanien Kinderdörfer sind die zweitgrößte Jugendhilfeeinrichtung in Deutschland. Ge-
gründet 1956 von den Dominikanerinnen von Bethanien werden in jedem Dorf heute zwi-
schen 100 und 130 Kinder und Jugendliche stationär betreut. Vom wenige Monate alten Baby 
bis zum 18-jährigen Jugendlichen sind alle Altersgruppen vertreten. Dabei kommt im Schnitt 
auf je zwei Kinder eine Fachkraft. Jeweils fünf bis zehn Kinder leben in Kinderdorffamilien oder 
in von festen Bezugspersonen betreuten Wohngruppen zusammen. Obgleich ihr Lebensmittel-
punkt das Kinderdorf ist, haben viele Kinder noch Kontakt zu ihren Ursprungsfamilien. 

Links: Sr. Jordana ist eine von drei Kinderdorfmüttern, die als Ordensschwester in Vollzeit mit der Erzie-
hung beschäftigt ist. Rechts: Jeder hilft mit - in den Familien sind immer viele Einkäufe einzuräumen.
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Alle Kinder werden schon früh darauf vorbereitet, selbstständig zu sein und Aufgaben im 
Haushalt zu übernehmen. Gerade für die Jugendlichen ist es wichtig, auch auf eigenen Füßen 
stehen zu können, denn mit 18 Jahren müssen sie - laut Maßgabe des Jugendamtes - das Kin-
derdorf verlassen und ihren Alltag allein meistern. Für sie gibt es daher auch sogenannte Trai-
nings- oder Außenwohnungen, in denen sie lernen, sich eigenständig zu versorgen. In vielen 
Fällen halten die Jugendlichen nach ihrem Auszug den Kontakt zu ihrer Kinderdorffamilie, ist 
sie doch häufig der einzige verlässliche familiäre Bezugspunkt in ihrem Leben.

Die Kinderdörfer bieten ihren Schützlingen verschiedene Therapieformen an. So gibt es im Kinder-
dorf Schwalmtal beispielsweise eine Reittherapie, die die Kinder auf vielen Ebenen zugleich för-
dert - motorisch, sensorisch, emotional und sozial. Auch die zahlreichen weiteren Angebote und 
Fördermöglichkeiten - von Theaterpädagogik über musikalische Förderung bis hin zu Zirkusprojek-
ten und vielen Freizeitaktivitäten - sollen die Kinder in einer positiven Entwicklung unterstützen. 

Die Kinder gehen in reguläre Schulen oder Kindergärten außerhalb des Dorfes. In den Kinder-
dörfern gibt es jedoch inzwischen auch insgesamt vier Kindertagesstätten mit knapp 220 Plät-
zen, die Familien aus den umliegenden Gemeinden offen stehen. Die Vernetzung zwischen 
Kinderdorf und externen Familien funktioniert sehr gut. So nehmen die im Umfeld der Kinder-
dörfer lebenden Familien gern an den regelmäßig stattfindenden Festen der Kinderdörfer oder 
den angebotenen Gottesdiensten teil. 

Die Kinderdörfer sind geprägt vom bethanischen Gemeinschaftscharakter und fest in christlichen 
Traditionen verwurzelt. Sie leben durch eine Vielzahl von Menschen, die ihr Wissen und Engage-
ment dort einbringen und ihre Tätigkeit meist als weit mehr als reine Arbeit sehen. Jeder Mitar-
beiter - von Erziehern, Pädagogen und Therapeuten über Verwaltungsangestellte, Hauswirt-
schaftler bis hin zu den Haustechnikern - trägt durch seine Kompetenzen, gepaart mit den täglich 
gelebten Werten Glaube, Liebe, Offenheit und Toleranz, seinen Teil dazu bei, den Kindern eine 
bessere Zukunft zu ermöglichen. Und auch wenn sie heute in der Regel nicht mehr so umfangrei-
che erzieherische Aufgaben übernehmen, so begleiten die Dominikanerinnen von Bethanien 
nach wie vor jedes Kinderdorf mit einem Konvent, der fest in die Dorfgemeinschaft integriert ist. 

Soviel Verbundenheit und Hingabe zeugt nicht nur von einem herzlichen Betriebsklima, son-
dern wird  von der Bethanien Kinderdörfer gGmbH auch durch eine leistungsgerechte Vergü-
tung und - als zusätzliche Wertschätzung - durch die arbeitgeberfinanzierte Betriebsrente der 
KZVK honoriert, die als Teil des Gehaltes gezahlt wird. Dadurch ist sichergestellt, dass die Kin-
derdorf-Mitarbeiter auch über ihre Erwerbstätigkeit hinaus eine Leistung erhalten, die die ge-
setzliche Rente deutlich aufpolstert. Dank dem breiten Beratungs- und Informationsangebot 
der KZVK können sich die Mitarbeiter darüber hinaus zusätzlich über die Möglichkeiten weite-
rer freiwilliger Absicherung informieren. 

Als Unternehmen übernehmen die Bethanien Kinderdörfer Verantwortung. Nicht nur für die 
ihnen anvertrauten Kinder, sondern auch für ihre Mitarbeiter. Diese gegenseitige Achtung sol-
len auch die Kinder spüren und für sich annehmen, denn "Werte kann man nicht lehren, son-
dern nur vorleben" (Viktor E. Frankl). 

Mehr Informationen über die Bethanien Kinderdörfer gGmbH erhalten Sie telefonisch unter 
02163 49 02-223 oder unter www.bethanien-kinderdoerfer.de.

Werner Langfeldt	 
Geschäftsführer
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Was uns wichtig ist 

Dauerhafte Sicherung der Finanzierung 
von Versorgungsleistungen 
Steigende Lebenserwartung,  geringe Zinserträge - Lebensversicherer und Pensionskassen 
bemühen sich seit Jahren den Spagat zwischen den wachsenden Herausforderungen durch 
niedrige Zinsen und der Erfüllung der gegebenen Versorgungsversprechen zu schaffen. Die 
KZVK hat daher aktiv Schritte unternommen, um die Finanzierung der Versorgungsleistun-
gen dauerhaft zu sichern. 

Die inzwischen seit Jahren andauernde angespannte Situation am Kapitalmarkt ist für Versi-
cherer und Pensionskassen nicht einfach. Gerade die auf Sicherheit bedachten Unternehmen 
wie die KZVK, die ihr Vermögen zu großen Teilen in festverzinslichen Wertpapieren anlegen, 
kämpfen mit einem signifikanten Rückgang der Erträge. Besserung ist nicht in Sicht. Im Ge-
genteil. Im Juli 2014 sank die Rendite zehnjähriger Bundesanleihen auf ein neues Rekordtief. 
Die schwierige Situation an den Zins- und Kapitalmärkten stellt die Kasse vor anspruchsvolle 
Aufgaben. Um daher weiterhin die Leistungsverpflichtungen erfüllen zu können, bedarf es 
Maßnahmen zur nachhaltigen strukturellen Sicherung. Die KZVK hat dies erkannt und schon 
vor Jahren den Prozess eingeleitet an dessen Ende die dauerhafte Sicherung der Versor-
gungsleistungen stehen wird.

Im ersten Schritt stellte die KZVK Anfang 2002 die Zusatzversorgung vom Gesamtversor-
gungssystem auf ein beitragsorientiertes Betriebsrentenmodell um, entsprechend der Re-
form der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst. Von den Tarifvertragsparteien wurden da-
mals Versorgungsleistungen zugesagt, die noch heute Gültigkeit besitzen: 3,25 Prozent 
jährliche Verzinsung während der Anwartschaftsphase und 5,25 Prozent während des Ren-
tenbezugs. Neben der Umstellung des Leistungsrechts auf das sogenannte Punktemodell 
stellte die Kasse gleichzeitig auch die Finanzierung auf eine kapitalgedeckte Beitragsfinanzie-
rung um. Möglich wurde diese Umstellung, da die Kasse bereits im umlagefinanzierten Sys-
tem einen sehr hohen Kapitalstock vorweisen konnte. Durch das neue System konnten zum 
einen die Versicherten von staatlicher Förderung der betrieblichen Altersversorgung profitie-
ren. Zum anderen eröffnete dies die Möglichkeit, den Kapitalmarkt an der Finanzierung der 
Versorgungsleistungen zu beteiligen und so eine Entlastung der Beitragszahler zu erreichen. 

Beim ursprünglichen Umlagesystem war es nicht notwendig, einen ausreichenden Kapital-
stock zur vollständigen Finanzierung der erworbenen Anrechte zu bilden. Bei der Schließung 
des Systems kam es daher zwangsläufig zu einem Fehlbetrag. Zur Schließung der Deckungs-
lücke für die Anrechte von Versicherten und Rentnern, die noch vor der Systemumstellung 
erworben wurden, hat die KZVK Sanierungsgeld erhoben.  

Während die Satzungsgrundlagen des Sanierungsgeldes durch die Rechtsprechung bestätigt 
wurden, steht der finale Entscheid sowohl zur Einbeziehung der Zinsentwicklung auf dem 
Kapitalmarkt als auch zu den biometrischen Veränderungen in der Bevölkerung noch aus. Ein 
aktuelles Urteil des Oberlandesgerichts Köln stärkt jedoch die Position der Kasse zur Berück-
sichtigung der genannten Faktoren. Bis vollständige Rechtssicherheit durch ein Urteil des 
Bundesgerichtshofs erreicht ist, kann allerdings noch einige Zeit vergehen. 
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Die Kasse geht von einer positiven Entscheidung des Bundesgerichtshofs aus. Sie hat sich 
aber auch für den Fall einer für sie negativen Entscheidung des Gerichts satzungsmäßig auf-
gestellt und neben dem Sanierungsgeld ein weiteres Finanzierungsinstrument in der Satzung 
verankert. Denn schon jetzt muss die Kasse rechtssichere Wege finden, um auch in Zeiten 
unwägbarer Kapitalmarktentwicklungen, die Versorgungsleistungen dauerhaft zu sichern. 
Fest steht: Dazu erforderlich ist ein Vermögen, das dem Kapitalwert der bestehenden Ver-
pflichtungen zur Zahlung von Versicherungsleistungen entspricht. Aber was sind die richtigen 
Maßstäbe zur Bewertung der zukünftigen Verpflichtungen? Welche Annahmen oder Progno-
sen werden berücksichtigt? Wie ist höchste Rechtssicherheit gewährleistet? Und nicht zu-
letzt: Mit welchen finanziellen Aufwendungen müssen die Beteiligten am Ende rechnen? 

Unter Berücksichtigung dieser Fragestellungen hat die Kasse mit dem Finanzierungsbeitrag 
ein Finanzierungsinstrument geschaffen, das sowohl die Einbeziehung der Zinsentwicklung 
auf den Kapitalmärkten als auch die Veränderungen in der Biometrie in die Bewertung der 
Verpflichtungen zur Zahlung der Versicherungsleistungen ermöglicht.

Für die Kasse ist mit der satzungsmäßigen Implementierung eines umfassenden Finanzie-
rungsmodells ein wichtiger Schritt zu einer dauerhaften Stabilisierung der Finanzierung der 
Versorgungsleistungen gemacht. Weitere Schritte werden folgen. Aufbauend auf den ge-
nannten Prozessen entwickelt die Kasse aktuell eine Strategie, um auch die Finanzierung der 
Versorgungsverpflichtungen aus den seit 2002 in das Punktemodell gezahlten Beiträgen so-
wie den Beiträgen aus der freiwilligen Versicherung langfristig sicherzustellen.
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Aufgabe
 
 
Die Dienstgeber des kirchlichen und kirchlich-caritativen Dienstes im Bereich der Diözesen 
der Bundesrepublik Deutschland sagen ihren Beschäftigten eine betriebliche Alters-, Invalidi-
täts- und Hinterbliebenenversorgung zu. Die Kirchliche Zusatzversorgungskasse des Verban-
des der Diözesen Deutschlands hat die Aufgabe, für die Dienstgeber des kirchlichen und 
kirchlich-caritativen Dienstes die betriebliche Altersversorgung nach Maßgabe der Satzung 
der Kasse durchzuführen.

Diese betriebliche Altersversorgung sieht neben der vom Dienstgeber finanzierten Pflichtver-
sicherung der Beschäftigten ergänzend auch den Abschluss einer freiwilligen Versicherung 
vor. Damit steht den Beschäftigten die Möglichkeit offen, zusätzlich zur Pflichtversicherung 
eine betriebliche Altersversorgung im Wege einer Bruttoentgeltumwandlung oder unter Nut-
zung der sogenannten Riester-Förderung durchzuführen.

	

Rechtliche Grundlagen
 
 
Die Kirchliche Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen Deutschlands wurde 
durch Beschluss der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands am 30. Au-
gust 1976 als rechtlich selbstständige kirchliche Einrichtung mit Sitz in Köln errichtet. Zugleich 
erhielt die Kasse durch Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 15. Juli 1976 den Status 
einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts. 

Die Kasse ist ein öffentlich-rechtliches Versicherungsunternehmen im Sinne des § 1a VAG. Sie 
wurde jedoch von der staatlichen Versicherungsaufsicht freigestellt (BGBl. 1988 I S. 529). Die 
Rechts- und Fachaufsicht führt der Verband der Diözesen Deutschlands durch. Neben dieser 
Aufsicht besteht eine Körperschaftsaufsicht durch die Staatskanzlei des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Die Kirchliche Zusatzversorgungskasse ist Mitglied der Arbeitsgemeinschaft kommunale und 
kirchliche Altersversorgung (AKA) e.V. 

Aufgrund des Errichtungsbeschlusses und des -gesetzes entspricht das Leistungsrecht der 
Kasse in der Pflichtversicherung im Wesentlichen der jeweils geltenden Mustersatzung der 
AKA, die wiederum das Versorgungstarifrecht des öffentlichen Dienstes (ATV-K) übernimmt. 
Durch den genannten Tarifvertrag wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2002 das neue Betriebs-
rentensystem in Form des Punktemodells festgelegt, das frühere Gesamtversorgungssystem 
geschlossen und die Besitzstände jeweils für die rentenfernen und rentennahen Jahrgänge 
unterschiedlich konzipiert und als Startgutschriften in die Pflichtversicherung nach dem 
Punktemodell überführt. Gleichzeitig wurde die Grundlage für eine freiwillige Versicherung 
auf Basis des Punktemodells geschaffen. 
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Sowohl die Arbeitsvertragsrichtlinien der Caritas als auch die Arbeitsvertragsordnungen der 
meisten Bistümer verweisen hinsichtlich der Ausgestaltung der Versorgung auf die Satzung 
der Kasse. 

Die im Berichtsjahr beschlossene 16. Änderung der Kassensatzung überträgt, unter Berück-
sichtigung kassenspezifischer Besonderheiten, die durch die BGH-Rechtsprechung zur Ge-
genwertforderung der VBL auch für die Ausgleichsbetragsregelung der kommunalen und 
kirchlichen Zusatzversorgungskassen erforderlich gewordene Änderung in der 10. Änderung 
der Mustersatzung in die Kassensatzung. Ferner erfolgt, neben einigen redaktionellen Ände-
rungen, die satzungsrechtliche Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu den Mutterschutzzeiten bei der VBL vom 17. Mai 2011 (1 BvR 1409/10) und eine Verdeut-
lichung, dass in der freiwilligen Versicherung kein Ausschluss von Hinterbliebenenleistungen 
mehr möglich ist. Zudem wird die Beachtung des kirchlichen Charakters der Kasse als ein die 
Vermögensanlage mitbestimmender Faktor hervorgehoben und darüber hinaus die verbind-
liche Anwendung kirchlichen Arbeitsrechts in der KZVK satzungsrechtlich verankert. 

Der Bundesgerichtshof hat mit Entscheidung vom 5. Dezember 2012 (IV ZR 111/10) der Kasse 
das grundsätzliche Recht zugesprochen, ein Sanierungsgeld zu erheben, hat aber gleichzeitig 
den im Jahre 2002 gefassten Beschluss zur Festlegung des Sanierungsgeldhebesatzes bean-
standet. Die im Zuge der Systemumstellung geschaffene Regelung zum Beitragszuschuss Ost 
wurde in ihrer Ausgangsfassung als unwirksam eingestuft. Die in den Jahren 2009 und 2010 
in Reaktion auf die sich abzeichnende Rechtsprechung gefassten neuen Beschlüsse zu dem ab 
2002 erhobenen Sanierungsgeld sind demgegenüber derzeit noch im Stadium der gerichtli-
chen Überprüfung. Vor diesem Hintergrund hat die Kasse - zwecks Vermeidung unnötiger 
Klagen - durch entsprechende Erklärungen gegenüber ihren Beteiligten auf die Erhebung der 
Einrede der Verjährung hinsichtlich sämtlicher Ansprüche aus und im Zusammenhang mit der 
Zahlung von Sanierungsgeld und Beitragszuschuss Ost bis zum 31. Dezember 2018 verzichtet, 
soweit die Verjährung nicht bereits eingetreten war. Zum Beitragszuschuss Ost hat die Kasse 
darüber hinaus entschieden, ihren Beteiligten auf schriftlichen Antrag hin die in unverjährter 
Zeit (ab dem Jahre 2009) geleisteten Beitragszuschuss Ost-Zahlungen zurückzuerstatten. 

Mit der VBL besteht ein Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung von Versicherungszeiten 
in Bezug auf die Wartezeiterfüllung (Überleitungsabkommen). Hierdurch ist bei einem Ar-
beitsplatzwechsel die Einzelüberleitung des Versicherungsverhältnisses auf Initiative des ein-
zelnen Versicherten möglich. Eine Überleitung bei einem Wechsel von Arbeitnehmergruppen 
ist hingegen nicht möglich.
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Branchenspezifische Rahmenbedingungen
 
 
Die Bistümer haben die bereits in den Vorjahren eingeleiteten Konsolidierungsmaßnah-
men auch im Berichtsjahr fortgesetzt. Dies hat im Bereich der Verwaltungen zu weiteren Zu-
sammenlegungen geführt. Kirchengemeinden und ihre Einrichtungen wurden zu größeren  
Einheiten zusammengeschlossen, Kindergärten bistumsweit von Kirchengemeinden auf Be-
triebsgesellschaften übertragen.

Mehr als 35 % aller Pflichtversicherungsverhältnisse der Kasse kommt aus dem Bereich der 
Krankenhauseinrichtungen. Der Krankenhaus Rating Report 2013 zeigt, dass der wirtschaft-
liche Druck im deutschen Versorgungswesen weiter zunimmt. Um am Markt zu bestehen, 
schließen sich immer mehr Einrichtungen in Klinikverbünden zusammen und spezialisieren 
sich. Diese Marktkonsolidierung ist bereits im Gange: die Zahl der Krankenhausträger ist zwi-
schen 1995 und 2011 von 1.600 auf 1.121 gesunken, und mehr als 60 % der Kliniken gehören 
inzwischen zu einem Träger mit mindestens zwei Krankenhäusern (Krankenhaus Rating Re-
port 2013: Der Trend zu großen Klinikverbünden setzt sich fort, Pressemitteilung vom 6. Juni 
2013 des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung). Die Studie erwartet, 
dass die derzeitige Marktdynamik und der sinkende finanzielle Spielraum vieler Krankenhäu-
ser dazu führen werden, dass sich der Trend zu Klinikverbünden in Zukunft noch weiter ver-
stärken wird. Betroffen davon sind auch die freigemeinnützigen Krankenhauseinrichtungen.

	

Kapitalmarktentwicklung
 
 
Die Kapitalmärkte waren auch im sechsten Jahr nach Ausbruch der Finanzkrise durch au-
ßergewöhnliche Entwicklungen im makroökonomischen Umfeld geprägt. Sie wurden maß-
geblich von der lockeren Geldpolitik in den meisten Industrieländern beeinflusst, welche sich 
seit 2009 durch eine Niedrigzins- bzw. Nullzinspolitik der Zentralbanken auszeichnet. In der 
Eurozone kam es mit Ausnahme von Zypern zu keiner erneuten Zuspitzung der Schuldenkrise. 
Auch Ereignisse wie die zeitweilige Verspannung am chinesischen Geldmarkt, der Haushalts-
streit in den USA und geopolitische Schocks spielten nur eine relativ untergeordnete Rolle.

Aufgrund der nachlassenden Inflationsrate senkte die EZB die Leitzinsen im Euroraum um wei-
tere 50 Basispunkte auf 0,25 %. In den USA war die Diskussion über die mögliche Aussetzung 
des Anleiherückkaufprogramms das beherrschende Thema. So reichten schon Spekulationen 
über eine mögliche Drosselung der US-Staatsanleihekäufe aus, um während des gesamten 
Jahres für Marktturbulenzen zu sorgen. Betroffen waren vor allem die sogenannten Schwellen-
länder, die den Rückfluss der Investorengelder in die heimischen Märkte fürchten mussten. 

Rückblickend lässt sich das Jahr 2013 für die Rentenmärkte in zwei Phasen einteilen. Die ers-
ten vier Monate des Jahres waren noch von einem freundlichen Umfeld geprägt, in welchem 
die Renditen langfristiger Staatsanleihen mit bester Bonität auf sehr niedrige Niveaus zurück-
gingen. Im Zuge dessen sank die Rendite der zehnjährigen deutschen Bundesanleihe auf 
1,165 %, die des amerikanischen Pendants auf 1,625 %. Die zweite Phase begann im Monat 
Mai. Ein sich anbahnender Kurswechsel der US-Notenbank und bessere Konjunkturdaten 
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sorgten für einen Zinsanstieg, dem eine Marktkorrektur und dann wieder ein Anstieg folgten. 
Letzterer erfolgte zunächst nur aufgrund von Spekulationen, dann jedoch aufgrund der am 
Jahresende doch von der US-Notenbank gefassten Entscheidung, das Anleiherückkaufpro-
gramm von ursprünglich 85 Mrd. US-Dollar je Monat um 10 Mrd. US-Dollar im Dezember 
2013 zu reduzieren. Per Saldo zog das Zinsniveau an den Rentenmärkten im Jahr 2013 jedoch 
nur moderat an.

Im Gegensatz zu den Rentenmärkten profitierten die internationalen Aktienmärkte von der 
lockeren Geldpolitik der Notenbanken und den fehlenden Anlagealternativen in anderen An-
lageklassen. Der deutsche Aktienindex DAX stieg 2013 um 25,5 % auf 9.552 Punkte; der ame-
rikanische Index, gemessen am Dow Jones Industrial Average Index, vollzog eine ähnlich posi-
tive Entwicklung und konnte mit 16.576 Punkten zum Jahresende ein Plus von 26,5 % erzielen.

Geschäftsverlauf
 
 
Die Anzahl der Beteiligten und zusätzlichen Abrechnungsstellen ist insgesamt weiter rückläu-
fig. Zwar hat die Zahl der zivilrechtlich verfassten Beteiligten und der ihnen zuzuordnenden  
zusätzlichen Abrechnungsstellen im Berichtsjahr wie bereits in den letzten Jahren zugenom-
men. Doch kann das Plus in diesem Bereich nicht das Minus bei den Beteiligten des öffentlichen 
Rechts auffangen. Dies ist wiederum das Ergebnis der anhaltenden Konsolidierungsmaßnah-
men im verfasst kirchlichen Bereich. So ist der deutliche Rückgang der bei der Kasse beteiligten 
Kirchengemeinden und der ihnen zuzuordnenden Kindergärten die Folge der bereits erwähn-
ten Zusammenlegungen. Die steigende Zahl der zivilrechtlich verfassten Einrichtungen ist dabei 
auch auf Ausgliederungen aus dem öffentlich-rechtlichen Bereich zurückzuführen. 

Auf die Zahl der Pflichtversicherungsverhältnisse wirken sich die Konsolidierungsmaßnahmen 
nicht aus. Diese ist weiterhin steigend. Lediglich bei den Kirchengemeinden ist ein geringes 
Minus zu verzeichnen. Bei allen anderen Einrichtungsarten ist ein Wachstum festzustellen. 
Durch Arbeitgeberwechsel einzelner Arbeitnehmer von oder zu anderen Arbeitgebern, die 
bei unterschiedlichen Zusatzversorgungseinrichtungen beteiligt sind, kommt es zu Überlei-
tungen von Versicherungsverhältnissen auf der Grundlage von Überleitungsvereinbarungen 
der Kassen. Dies führt zu Zu- und Abgängen im Bestand. 8.533 Abgaben stehen 6.059 Annah-
men gegenüber, sodass im Ergebnis die Kasse 2.474 Abgänge mehr als Zugänge zu verzeich-
nen hat.

Nach einem starken Wachstum in den ersten Jahren nach der Umstellung des Versorgungs-
systems auf das Punktemodell und der Einführung der freiwilligen Versicherung verändert 
sich die Anzahl der Verträge der freiwilligen Versicherung mit laufenden Beitragszahlungen in 
den letzten Jahren nur noch wenig. Der Neuzugang ersetzt im Wesentlichen die Abgänge 
durch Rentenfälle und Beitragsfreistellungen.
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Versicherte und Beteiligte

 
2013

Veränderung 
% 

 
2012

Veränderung 
% 

 
2011

Pflichtversicherte 515.939 1,8 506.586 2,0 496.499

Pflichtversicherungsverhältnisse 521.274 1,8 511.955 2,0 501.767

Beitragsfrei Pflichtversicherte 608.545 4,0 585.051 4,6 559.468

Freiwillig Versicherte 38.959 -0,6 39.186 -0,3 39.294

Freiwillige Versicherungsverträge 40.182 -0,7 40.447 -0,3 40.565

Beitragsfrei freiwillig Versicherte 10.695 11,6 9.586 15,1 8.326

Anzahl beteiligter Rechtsträger 7.813 - 1,4 7.923 -2,2 8.105

	 davon partiell Beteiligte 134 7,2 125 17,9 106

Anzahl der Abrechnungsstellen 16.098 - 0,7 16.214 -1,4 16.448

Die Anzahl der Pflichtversicherungsverhältnisse ist prozentual um 1,8 % (Vorjahr 2,0 %) und 
absolut um 9.319 (Vorjahr 10.188) und damit etwas verhaltener als im Vorjahr gestiegen. Der 
Zuwachs der beitragsfrei Pflichtversicherten liegt mit 4,0 % (Vorjahr 4,6 %) leicht unter dem 
Niveau des Vorjahres.

Die Anzahl der freiwillig Versicherten mit Versicherungsverträgen, zu denen laufend Beiträge 
gezahlt werden, weicht nur wenig von der Anzahl im Vorjahr ab. Die Anzahl der beitragsfrei 
freiwillig Versicherten nimmt auf einem etwas geringeren Niveau unverändert zu.

Anzahl der Versicherten in der Entwicklung von 2011 bis 2013:	  

600.000

500.000

400.000

300.000

200.000

100.000

 2011 2012 2013

  	 Pflichtversicherte
  �	 Beitragsfrei Pflichtversicherte
  �	 Freiwillig Versicherte



3333

Rentenempfänger

Die Anzahl der Rentenempfänger steigt kontinuierlich an, da es unverändert deutlich mehr 
Zugänge an neuen Rentnern als Abgänge aufgrund des Versterbens von Rentnern gibt. Dies 
liegt in erster Linie daran, dass die Kasse erst 1976 gegründet wurde und die Anzahl der An-
wärter in den jeweiligen Geburtsjahrgängen, die Jahr für Jahr zu Rentnern werden, noch bis 
zum stärksten Geburtsjahrgang der Bundesrepublik Deutschland (1964) ansteigt.

Bei insgesamt weiter steigenden Rentnerzahlen sinken die durchschnittlichen monatlichen Ren-
ten wie auch bei anderen Zusatzversorgungskassen leicht. Dies liegt an geringeren durchschnitt-
lichen monatlichen Renten, die Neu-Rentner im Vergleich zu Bestandsrentnern beziehen. 

Die Entwicklung der letzten drei Jahre ist in der folgenden Tabelle und der zugehörigen Grafik 
dargestellt.

 
2013

Veränderung 
%

 
2012

Veränderung 
% 

 
2011

Gesamtzahl der Rentenempfänger 137.097 4,0 131.804 4,4 126.224

	 davon Altersrentenempfänger 108.825 3,8 104.884 4,3 100.608

	 davon wegen Erwerbsminderung 16.463 5,5 15.612 4,8 14.898

	 davon Witwen und Witwer 10.345 5,3 9.827 6,1 9.263

	 davon Waisen 1.464 -1,1 1.481 1,8 1.455

Durchschnittliche Monatsrente (€) 280 0,0 280 -0,4 281

	 für Rentenbezieher (€) 301 0,4 300 -0,3 301

	 für Erwerbsminderungsrenten (€) 224 -0,9 226 -1,5 229

	 für Witwen und Witwer (€) 187 0,5 186 0,0 186

	 für Waisen (€) 33 3,1 32 1,1 31

 

  	 Altersrentenempfänger
  �	 Erwerbsminderung
  �	 Witwen/Witwer
  �	 Waisen
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Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Vermögenslage

2013
 T€

2012
T€

          Veränderung 
	T €	 %

Immaterielle Vermögensgegenstände  4.849 3.903 946 24,2
Kapitalanlagen 15.933.224 15.062.558 870.666 5,8
Forderungen  13.774 29.696  -15.922  -53,6
Sonstige Vermögensgegenstände  141.086 135.412 5.674 4,2
Rechnungsabgrenzungsposten  170.284 172.650 -2.366 -1,4
Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag  
(Ausgleichsposten)   659.268 720.987 -61.719 -8,6
Summe Aktiva 16.922.485 16.125.206 797.279 4,9

Im Geschäftsjahr wurde keine Erhebung von Sanierungsgeld vorgenommen. Insgesamt ist im 
abgelaufenen Geschäftsjahr 2013 ein Überschuss in Höhe von T€ 66.782 (Vorjahr T€ 172.589) 
entstanden, der gegen den Ausgleichsposten gebucht wurde und diesen auf T€  659.268 (Vor-
jahr T€ 720.987) verringert.

Die Kapitalanlagen erhöhten sich durch Beitragseinnahmen und Kapitalerträge um 5,8 % 
(Vorjahr 5,6 %). Sie setzen sich wie folgt zusammen:

2013
 T€

2012
T€

          Veränderung  
	T €	 %

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 223.574 338.222 -114.648 -33,9

Beteiligungen 282.275 279.221 3.054 1,1

Aktien, Investmentanteile und andere
nicht festverzinsliche Wertpapiere 5.930.578 4.854.158 1.076.420 22,2

Inhaberschuldverschreibungen und
andere festverzinsliche Wertpapiere 1.469.745 1.215.928 253.817 20,9

Hypotheken-, Grundschuld- und
Rentenschuldforderungen 190 230 -40 -17,4

Namensschuldverschreibungen 2.551.759 2.646.415 -94.656 -3,6

Schuldscheinforderungen und Darlehen 4.709.632 4.907.263 -197.631 1,1

Übrige Ausleihungen 1.819 1.979 -160 -8,1

Einlagen bei Kreditinstituten 688.210 738.703 -50.493 -6,8

Andere Kapitalanlagen 75.440 80.440 -5.000 -6,2

Gesamt 15.933.224 15.062.558 870.666 5,8

Im Geschäftsjahr wurden drei Grundstücke an einen Immobilienfonds veräußert. Die Veräu-
ßerung wurde zu marktgerechten Preisen durchgeführt. 

Die Zuflüsse und Erlöse aus endfälligen Wertpapieren wurden überwiegend in langfristige 
Papiere erstklassiger Kreditqualität investiert mit dem Ziel, das Laufzeitenprofil mit den zu-
künftigen Auszahlungsanforderungen in Einklang zu bringen. Die Neuerwerbe verteilten sich 
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auf Beteiligungen (T€ 3.054), Investmentanteile (T€ 1.152.591), Inhaberschuldverschreibun-
gen (T€ 469.637), Namensschuldverschreibungen (T€ 113.035) und Schuldscheinforderungen 
(T€ 349.690).	

Direkte Kapitalmarktinvestitionen in den PIIGS-Staaten bestanden in den Ländern Irland  
(T€ 49.680) und Spanien (T€ 226.934).

 
Buchwerte

2013 
 T€

2012 
T€

Staatsanleihen 99.680 99.680
Anleihen der Bundesländer und Regionen 176.934 176.934
Anleihen der Sparkassen 0 117.084
Unternehmensanleihen 9.666 9.666
Gesamt 276.614 403.364

In den Spezialfonds in der Master-KAG befinden sich im Berichtsjahr ausschließlich Unter-
nehmensanleihen:

 
Zeitwerte

2013 
 T€

2012 
T€

Unternehmensanleihen 131.671 93.791
Gesamt 131.671 93.791

Die KZVK hatte im Berichtsjahr weder im Direktbestand noch in den Spezialfonds Anleihen 
der Republiken Zypern und Slowenien.

2013
 T€

2012
T€

          Veränderung  
	T €	 %

Versicherungstechnische Rückstellungen 16.826.556 16.031.454 795.102 5,0

Andere Rückstellungen 78.882 74.954  3.928 5,2

Verbindlichkeiten aus dem Versicherungsgeschäft 10.100 6.867 3.233 47,1

Sonstige Verbindlichkeiten 6.745 11.811 -5.066 -42,9
Rechnungsabgrenzungsposten 200 120 80 66,9

Summe Passiva 16.922.485 16.125.206 797.278 4,9

Die Erhöhung der versicherungstechnischen Rückstellungen um 5,0 % (Vorjahr 3,3 %) resul-
tiert im Wesentlichen aus der Zunahme der Deckungsrückstellung. Im Abrechnungsverband S 
ergab sich insgesamt eine teilweise Auflösung der Deckungsrückstellung in Höhe von T€  37.126 
aufgrund des planmäßigen Vermögensverzehrs in diesem Abrechnungsverband. Im Abrech-
nungsverband P erfolgte eine Zuführung zur Deckungsrückstellung in Höhe von T€  782.113; im 
Abrechnungsverband F lag die Zuführung bei T€ 49.734. Die Zuführungen in den Abrechnungs-
verbänden P und F sind bei den im Aufbau befindlichen Versichertenbeständen mit dem Über-
hang an Beitragszuflüssen über die Abflüsse für Rentenleistungen und Kosten begründet.
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Der (Kapitalanlagen-)Deckungsgrad aus bilanzieller Sicht (Verhältnis der Kapitalanlagen zu 
den Versicherungstechnischen Rückstellungen) hat sich im abgelaufenen Geschäftsjahr auf 
94,7 % (Vorjahr 94,0 %) erhöht und bestätigt damit den Trend der letzten drei Jahre.

 

Finanzlage

Kapitalflussrechnung
IST 2013 

 T€
IST 2012 

T€

1. 	Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 802.187 705.830
	 Periodenergebnis vor außerordentlichen Posten 66.782 172.589
	 Veränderung der Deckungsrückstellungen und der Rückstellung für sonstige 		
	 satzungsmäßige Leistungen

 
795.102

 
514.099

	 Veränderung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus dem  
	 Versicherungsgeschäft

 
19.171

 
-3.920

	 Veränderung der anderen Forderungen und Verbindlichkeiten und anderen  
	 Verbindlichkeiten

 
-5.082

 
6.094

	G ewinn/Verlust aus Abgang von Kapitalanlagen -106.448 -18.916
	 Veränderung sonstiger Bilanzposten 8.935 25.671
	 Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen und Erträge 23.726 10.213
2. 	Cashflow aus der Investitionstätigkeit -839.509 -905.199
	E inzahlungen aus dem Verkauf und der Endfälligkeit von Kapitalanlagen 1.250.636 608.388
	 Auszahlungen aus dem Erwerb von Kapitalanlagen -2.090.145 -1.513.587
3. 	Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -5.062 148.463
	S anierungsgelder -5.062 148.463
	E ntnahme aus der Verlustrücklage 0 0
4. 	Finanzmittelfonds am Ende der Periode 784.929 827.314
	 Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds (Zwischensummen 1 - 3) -42.384 -50.906
	 Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 827.314 878.220
5. 	Zusammensetzung des Finanzmittelfonds 784.929 827.314
	 Laufende Guthaben und Einlagen bei Kreditinstituten, Schecks und  
	 Kassenbestand

 
784.929

 
827.314

Der Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit liegt T€ 96.357 über dem Vorjahreswert. Wesent-
liche Ursache dafür ist die Erhöhung der Erlöse aus Beiträgen aufgrund der Umsetzung der zwei-
ten Stufe der Beitragsanpassung auf 4,8 Prozentpunkte. Der deutliche Rückgang des Cashflows 
aus Finanzierungstätigkeit ist auf die fehlende Erhebung des Sanierungsgeldes im Berichtsjahr 
sowie die Wertberichtigung von Sanierungsgeldforderungen aus Vorjahren zurückzuführen. Der 
Finanzmittelfonds konnte im Vergleich zum Vorjahr um T€ 42.384 reduziert werden.
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Ertragslage

2013
 T€

2012
T€

          Veränderung   
	T €	 %

Beiträge und sonstige satzungsmäßige Einnahmen  784.793 665.157 119.637 18,0

Erträge aus Kapitalanlagen, davon  664.854 588.998 75.856 12,9

	E rträge aus Grundstücken  21.087 21.187 -101 -0,5

	 Zinsen und ähnliche Erträge            500.874 537.474 -36.600 -6,8

	E rträge aus dem Abgang von Kapitalanlagen 107.370 19.438 87.932 >100

	E rträge aus Beteiligungen 35.523 10.899 24.624 >100

Erträge aus Verminderung der Deckungsrückstellung 37.126 282.640 -245.513 -86,9

Übrige Erträge 241 129 112 86,8

Summe der versicherungstechnischen Erträge 1.487.014 1.536.924 -49.909 -3,2

Aufwendungen für Versicherungsfälle 465.518 450.364 15.155 3,4

Aufwendungen aus der Erhöhung der
Deckungsrückstellung

 
831.847 796.467

 
35.380

 
4,4

Aufwendungen für Kapitalanlagen 29.629 16.685 12.944 77,6

Übrige Aufwendungen 92.620 74.459 18.161 24,4

Summe der versicherungstechnischen 
Aufwendungen

 
1.419.614 1.337.976

 
81.639

 
6,1

Versicherungstechnisches Ergebnis 67.400 198.948 -131.548 -66,1

Saldo der übrigen sonstigen Erträge
und Aufwendungen

 
-618 641

 
-1.259

 
<-100

Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 66.782 199.589 -132.807 -66,5

Saldo der außerordentlichen Erträge  
und Aufwendungen

 
0 -27.000

 
27.000

 
100

Veränderung des Ausgleichspostens 66.782 172.589 -105.806 -61,3

Bilanzergebnis 0 0

Die Beiträge und sonstigen satzungsmäßigen Einnahmen sind um T€ 119.637 (Vorjahr T€ 23.660) 
gestiegen, was insbesondere auf die Anhebung des Beitragssatzes um 0,4 % Punkte zurückzu-
führen ist. Ab dem 1. Januar 2013 gilt damit ein bundeseinheitlicher Beitragssatz von 4,8 %.

Aufgrund der steigenden Anzahl von Rentenempfängern um 4,0 % sind die Aufwendungen 
für Versicherungsfälle um 3,4 % (Vorjahr 5,5 %) gestiegen. Die Aufwendungen aus der Erhö-
hung der Deckungsrückstellung sind im Vergleich zum Vorjahr um 4,4 % gestiegen.

Die Erträge aus Kapitalanlagen sind um 12,9 % (Vorjahr Rückgang 2,9 %) gestiegen. Die laufen-
den Zinserträge auf die Kapitalanlagen sind aufgrund des Rückgangs des Zinsniveaus um 6,8 % 
zurückgegangen. Die Fondsausschüttungen reduzierten sich gegenüber dem Vorjahr um  
T€ 19.033 auf T€ 153.058 (Vorjahr T€ 172.091). Dem gegenüber stehen deutlich gestiegene Er-
träge aus dem Abgang von Kapitalanlagen in Höhe von T€ 107.370 (Vorjahr T€ 19.438), dabei 
handelt es sich im Wesentlichen um Abgänge von Immobilien in Höhe von T€ 49.456 (Vorjahr 0). 
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Gegen den Trend des letzten Jahres stiegen die Aufwendungen für Kapitalanlagen auf einen 
Wert von T€ 29.629 (Vorjahr T€ 16.685) an. Ursächlich dafür waren besonders die um  
T€ 13.647 gestiegenen Abschreibungen auf Kapitalanlagen. Insgesamt betragen die Abschrei-
bungen im Geschäftsjahr bei Immobilien T€ 12.397, bei Investmentanteilen T€ 42 und bei 
Sonstigen Ausleihungen T€ 10.793. Dabei entwickelten sich die planmäßigen Abschreibungen 
in Höhe von T€ 5.571 (Vorjahr T€ 5.744) leicht rückläufig, die außerplanmäßigen Abschrei-
bungen auf Immobilien stiegen dagegen auf T€ 6.825 (Vorjahr T€ 3.841) an. Verluste in Höhe 
von T€ 923 aus dem Abgang von Kapitalanlagen fielen aufgrund des Kapitalmarktverlaufs 
insbesondere bei Schuldscheinforderungen an. 

Die Nettoverzinsung wird in Anlehnung an die Definition des Gesamtverbands der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) als Überschuss der Kapitalanlageerträge über die Kapital-
anlageaufwendungen im Verhältnis zum durchschnittlichen Kapitalanlagebestand auf Basis 
des Buchwertes berechnet. Die Nettoverzinsung beträgt für den gesamten Bestand 4,1 % 
(Vorjahr 3,9 %).

Die Verwaltungskostenquote wird ermittelt, indem die Kosten der Funktionsbereiche Ab-
schluss sowie Verwaltung von Versicherungsverträgen zu den Beiträgen ins Verhältnis ge-
setzt werden. Im Geschäftsjahr reduzierte sich die Verwaltungskostenquote auf 1,6 % (Vor-
jahr 1,7 %). Dies ist auf eine geringere Zuführung zur Rückstellung für Pensionen und Beihilfen 
zurückzuführen.

Im Geschäftsjahr sind der Kasse keine außerordentlichen Aufwendungen (Vorjahr T€ 27.000)  
entstanden.
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Risikobericht

Allgemeines

Als Pensionskasse im Sinne des Betriebsrentengesetzes hat die KZVK die dauerhafte Leistungser-
füllung und damit die langfristige Ausfinanzierung der bestehenden Verpflichtungen sicherzu-
stellen. Hierzu ist es erforderlich, dass die mit der Geschäftstätigkeit verbundenen Risiken im 
Rahmen eines umfassenden Risikomanagementsystems rechtzeitig erkannt, bewertet, über-
wacht und bewältigt werden. Das Risikomanagementsystem ist aufgrund seiner elementaren 
Bedeutung ein integraler Bestandteil des Führungs- und Steuerungssystems der KZVK.

Risikomanagementziele und Risikomethoden

Die KZVK hat in den vergangenen Jahren die Risikofrüherkennungsfunktion in den einzelnen 
Geschäftsbereichen in ein ganzheitliches Risikofrüherkennungssystem integriert. Das Risiko-
früherkennungssystem, welches kontinuierlich weiterentwickelt wird, stellt sicher, dass so-
wohl die bestehenden Risiken als auch zukünftige, d.h. potenzielle Risiken kontrollierbar und 
kalkulierbar sind. Das Risikomanagement zielt daher auf

–	 die Identifizierung und Quantifizierung von Risiken, 
–	 die Ermittlung von Risikotragfähigkeit/Risikodeckungsmasse, 
–	 die Herbeiführung von Entscheidungen zur Bewältigung von Risiken, 
–	 die Umsetzung und Kontrolle der beschlossenen Entscheidungen sowie 
–	 die Kommunikation von Risiken.

Die konkrete Ausgestaltung der Risikomanagement- und Risikosteuerungsaktivitäten erfolgt 
auf der Grundlage interner Regelungen, welche die organisatorische wie auch die methodi-
sche Umsetzung des Risikomanagementprozesses beschreiben. Dabei wird eine arbeitsteilige, 
ressortorientierte und in den Grundzügen an den Anforderungen, die die Aufsicht an Unter-
nehmen aus der gewerblichen Versicherungswirtschaft stellt, orientierte Steuerungs- und 
Verantwortungslogik verfolgt. Die übergreifende Koordination und zentrale Risikokontroll-
funktion liegt hierbei im Ressort Risikomanagement. Die besonders durch Kapitalanlagerisi-
ken verursachte Risikonahme wird vor dem Hintergrund der Risikotragfähigkeit monatlich 
überprüft. Basis hierfür sind aussagekräftige Berichte zur Risikolage und Kapitalanlagestruk-
tur. Ferner werden umfassend vorgegebene Struktur- und Emittentenlimite überwacht und in 
einem eigenen Limitbericht dokumentiert.

Von besonderer Bedeutung ist die konsequente, sachbasierte und transparente Kommunika-
tion. Institutionalisiert wird diese durch die einmal monatlich stattfindende Sitzung des Risi-
koausschusses, dem neben den Vorständen unter anderem auch Mitglieder von Abteilungen 
der Kapitalanlage, des Risikocontrollings wie auch der versicherungsmathematischen Seite 
angehören. In diesem steuernden Gremium werden die erstellten Berichte vorgestellt, die 
Kapitalmarktsituation sowie geplante Maßnahmen der Kapitalanlage diskutiert und Steue-
rungsentscheidungen besprochen und verabschiedet. Bei besonderen Entwicklungen – bei-
spielsweise an den Kapitalmärkten – tritt das Gremium zudem außerplanmäßig zusammen.
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Unternehmensstrategische Risiken

Das primäre Unternehmensziel der jederzeitigen Sicherstellung der vertraglichen und ge-
setzlichen Verpflichtungen soll durch ein risikoadjustiertes Verhalten in allen Unternehmens-
bereichen erreicht werden. Für die Kasse existiert eine Reihe interner Vorschriften (z.B. An-
lagerichtlinien), die riskante Geschäfte untersagen, unternehmensgefährdende Risiken 
vermindern und negative Entwicklungen frühzeitig erkennen lassen. Die KZVK verfügt über 
ein umfangreiches Kontroll-, Berichts- und Meldewesen, welches eine effektive Steuerung 
der Risiken ermöglicht. Die Erfüllung dieser Aufgaben obliegt dem Risikocontrolling.

Besonderen Einfluss auf den Bestand nehmen die versicherungstechnischen und die finanz-
technischen Risiken. Aber auch die operationellen und rechtlichen Risiken werden nicht au-
ßer Acht gelassen.

Operationelle Risiken

Die operationellen Risiken umfassen die Risiken des laufenden Geschäftsbetriebes, die durch 
menschliches oder technisches Versagen oder durch externe Einflüsse und Katastrophen ent-
stehen.

Gegen die äußeren Einflüsse schützt sich das Unternehmen unter anderem durch zwei se-
parat laufende Brandmeldeanlagen, die permanent über gesonderte Telefonleitungen mit 
der Berufsfeuerwehr der Stadt Köln verbunden sind, sowie durch Einbruchmeldeanlagen, die 
auf einen in Köln beauftragten Sicherheitsdienstleister aufgeschaltet sind. 

Der Zugang zu den beiden Betriebsgebäuden der Kasse wird durch eine elektronische Zu-
gangskontrollanlage und ein damit verbundenes elektronisches Öffnungs- und Schließsystem 
gewährleistet.

Aufgrund der in der Kasse vorliegenden persönlichen Daten der Versicherten ist ein hohes Si-
cherheitsniveau der Informationstechnologie erforderlich. Daten und Anwendungen sind durch 
ein umfassendes Zugriffsberechtigungssystem geschützt. Zusätzlich wird das Kassennetz durch 
regelmäßig aktualisierte Firewall- und Präventionssysteme vor Angriffen geschützt. 

Zur Sicherung der IT-Verfügbarkeit werden alle elektronisch gespeicherten Daten regelmäßig 
gesichert. Sicherungen werden an zwei unabhängigen Standorten aufbewahrt. Die wichtigs-
ten Hardware-Komponenten stehen an zwei Standorten zur Verfügung, so dass bei Ausfall 
von Servern oder Plattensystemen gleichartige Systeme den Betrieb fortführen können. War-
tungsverträge werden mit kurzen Reaktionszeiten (unter einem Tag) abgeschlossen. Die Ent-
wicklung einer neuen Software für die Bestandsverwaltung und den Versicherungsbetrieb 
befindet sich derzeit in der Projektphase. Die bisher genutzte Software ist jedoch technisch 
wie fachlich weiterhin in der Lage, den Versicherungsbetrieb durchzuführen. 
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Durch das bei einer nur geringen Fluktuation stetig steigende Durchschnittsalter der Beleg-
schaft erhöht sich sowohl das Arbeitsunfähigkeitsrisiko der einzelnen Beschäftigten als auch 
mittelfristig das Risiko des Know-how Verlustes durch das bevorstehende altersbedingte Aus-
scheiden von Wissensträgern. Den gesundheitlichen Risiken wird durch Maßnahmen der 
Gesundheitsprävention und Zusammenarbeit mit einem externen Anbieter begegnet, dem 
drohenden Wissensverlust wird durch eine rechtzeitige Nachfolgeplanung entgegengewirkt. 

Rechtliche Risiken

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen von Bund, Ländern und der EU sowie die Tarifverträge 
des öffentlichen Dienstes und die dazu ergangene Rechtsprechung können die Rahmenbedin-
gungen für die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung erheblich beeinflussen. Zu-
nehmend ist eine Belastung der Zusatzversorgungskassen mit neuen Verwaltungsverfahren 
zugunsten der Steuerverwaltung und der gesetzlichen Sozialversicherungseinrichtungen fest-
zustellen. Die KZVK beobachtet die Entwicklung der Gesetzgebung und Rechtsprechung kon-
tinuierlich und systematisch. Sie setzt sich unmittelbar über die bei ihr beteiligten Dienstge-
ber und ihre Verbände sowie die Katholischen Büros im Meinungsbildungsprozess und in den 
Gesetzgebungsverfahren aktiv ein.

Rechtliche und wirtschaftliche Risiken können sich im Zusammenhang mit dem Urteil des 
Bundesgerichtshofs vom 5. Dezember 2012 (IV ZR 111/10) zu dem von der KZVK erhobenen 
Sanierungsgeld und Beitragszuschuss Ost ergeben. Zwar hat der Bundesgerichtshof das Recht 
der Kasse, Sanierungsgeld zu erheben, im Jahre 2012 ausdrücklich anerkannt. Er hat aber 
gleichzeitig den 2002 gefassten Beschluss zur Festlegung des Sanierungsgeldhebesatzes be-
anstandet. Die in den Jahren 2009 und 2010 durch den Verwaltungsrat der Kasse gefassten 
neuen Beschlüsse zur Festlegung der Höhe des Sanierungsgeldes hat der Bundesgerichtshof 
jedoch aus prozessualen Gründen unberücksichtigt gelassen. Deren Rechtmäßigkeit befindet 
sich derzeit noch im Stadium der gerichtlichen Überprüfung. Rechtskräftige Entscheidungen 
hierzu liegen noch nicht vor. Sowohl zum Sanierungsgeld als auch zum Beitragszuschuss Ost 
hat allerdings das Landgericht Köln durch Urteile vom 26. September 2013 entschieden, dass 
die dort geltend gemachten Rückzahlungsansprüche weitgehend verjährt sind. Die Entschei-
dungen zur Verjährungsfrage sind ebenfalls noch nicht rechtskräftig. Die Kasse wird bei einem 
negativen Ausgang der gerichtlichen Verfahren entsprechende Maßnahmen zur Sicherstel-
lung der auskömmlichen Finanzierung in Erwägung ziehen.
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Versicherungstechnische Risiken

Den biometrischen Risiken ist die KZVK durch eine weitere Stärkung der Deckungsrückstel-
lung in allen Abrechnungsverbänden begegnet. Denn die kontinuierliche Untersuchung der 
Bestände zeigt, dass die bei Einführung des Punktemodells zugrunde gelegten biometrischen 
Rechnungsgrundlagen, die damals für die betriebliche Altersversorgung allgemein üblichen 
Periodentafeln 1998 von Prof. Dr. Klaus Heubeck, angesichts der Besonderheiten der Bestän-
de und der deutlich weiter steigenden Lebenserwartung nicht mehr angemessen sind. Für die 
Stärkung der Deckungsrückstellung werden wie bereits in den Vorjahren die in der betriebli-
chen Altersversorgung verwendeten Generationentafeln 2005 G, modifiziert nach den Anfor-
derungen der Bestände, zugrunde gelegt. 

Aus Gründen der Vorsicht kann seit dem 21. Dezember 2012 das Wahlrecht zum Ausschluss 
der Hinterbliebenenversorgung in der freiwilligen Versicherung nicht mehr ausgeübt werden. 
Damit reagiert die KZVK angemessen auf die Anforderungen des Europäischen Gerichtshofs 
an einheitliche Beiträge für Männer und Frauen, selbst wenn diese nicht zwingend auf alle 
Formen der betrieblichen Altersversorgung anzuwenden wären. Risiken aus dem Versicher-
tenbestand, die weitere Maßnahmen erfordern würden, sind zurzeit nicht erkennbar.

 

Finanztechnische Risiken

Risiken aus Kapitalanlagen

Die Finanzanlagen der KZVK unterliegen unter anderem Risiken aus der Entwicklung der Kapi-
talmärkte. Beim Kapitalanlagegeschäft besteht das wesentliche Risiko darin, Zeitraum-bezo-
gene erforderliche Ergebnisziele zu verfehlen und festgeschriebene Zinsverpflichtungen nicht 
erfüllen zu können. Im Einzelnen sind die Kapitalanlagenbestände dabei insbesondere folgen-
den Gefahren ausgesetzt:

–	 Abschreibungen auf Anlagen als Folge von Adressausfällen (Kredit- oder Bonitätsrisiko) 
–	 Abschreibungen infolge von Marktpreisänderungen (Marktänderungsrisiko) 
–	 Abschreibungen wegen Änderung von Währungsrelationen (Währungsrisiko) 
–	� Marktzinsen, die über einen längeren Zeitraum unter den in den Zusagemodellen 

verwendeten Rechnungszinsen liegen (Rechnungszinsrisiko)
–	 Druck zur Verlustrealisierung bei Liquiditätsengpässen (Liquiditätsrisiko)

Hinsichtlich der Immobilienanlagen kommen Nutzungs- und Vermietbarkeitsrisiken, d. h. Er-
tragsausfallrisiken und Verwertungsrisiken hinzu. Bei Investitionen in alternativen oder struk-
turierten Anlageprodukten können sich zusätzliche Risiken u. a. aus dem Einsatz von Leverage 
Effekten ergeben, die in der Regel in unterschiedlichem Umfang in den Produkten genutzt 
werden. Als weitere Risiken sind Transparenz-, Struktur- und Managerrisiken zu nennen.  

Um gefährdende Entwicklungen frühzeitig erkennen und in ihren Auswirkungen auf die KZVK 
beschränken zu können, ist die Beherrschung und effektive Steuerung von Finanzmarktrisiken 
eine unabdingbare Voraussetzung. Die einzelnen Risiken werden kontinuierlich beobachtet und 



4343

bewertet sowie die Einhaltung der Limite und internen Anlagerestriktionen stetig überwacht. 
Dafür hat die KZVK ein umfangreiches Berichtswesen aufgebaut. Die Risikobeurteilung setzt bei 
der Ertrags- und Risikoanalyse auf Basis der Marktwerte sowie der systematischen Finanzmarkt-
risiken der KZVK an. Darauf aufbauend wurde eine risikoadjustierte Kapitalanlagestrategie zur 
optimalen Investition der Kapitalanlagen in Relation zur Verpflichtungsseite implementiert 
sowie die notwendigen und angemessenen Risikobudgets für jeden Abrechnungsverband  
ermittelt.

Aktiv-/Passiv-Risiken (Asset-/Liability-Management)

Das Risiko, die durch die KZVK grundsätzlich auf lange Frist gegebenen Zinsversprechen nicht 
adäquat, d. h. einerseits fristenkongruent und andererseits auf Basis eines entsprechend ho-
hen und „risikofreien“ Marktzinssatzes ausfinanzieren zu können, kann als Aktiv-/Passiv-Risi-
ko oder ALM-Risiko bezeichnet werden. 

Die Risikolage wird in diesem Steuerungskreis ganz überwiegend durch die Zinsbindungsdif-
ferenz zwischen den Passiva (Deckungsrückstellungen) und den disponierten Zinsbindungen 
auf den Aktivseiten der drei Abrechnungsverbände beherrscht (Zins-Gap). Eine Deckung er-
folgt in diesem rein betriebswirtschaftlich orientierten Steuerungskreis aus den Marktbe-
wertungen aller Bestände der Bilanz, also auch der Deckungsrückstellung.

Unter dieser Betrachtungsweise haben alle drei Abrechnungsverbände der KZVK stille Lasten 
im Aktiv-/Passiv-Kontext. Die Risikolage kann über die Zeit durch eine Annäherung der aktivi-
schen Zinsbindung, d. h. eine Erhöhung der Duration der Wertpapierbestände, an die hohe 
Duration der Deckungsrückstellung abgemildert werden. Die modifizierte Duration der Wert-
papierbestände der KZVK wird monatlich ermittelt.  

Allerdings stellt das Aktiv-/Passiv-Risiko für die KZVK insgesamt noch das bedeutendste und 
langfristig, insbesondere vor dem Hintergrund einer möglicherweise noch länger andauern-
den Niedrigzinsphase, auch das strategisch wichtigste Risiko dar. 
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Prognosebericht (Ausblick)
 
 
Im Jahr 2014 wird insgesamt ein Anstieg der Beiträge sowie eine stabile Beibehaltung des 
Zinsertragsniveaus aus Kapitalanlagen erwartet. Aufgrund von höheren Aufwendungen –  
insbesondere für Versicherungsfälle und aus der Erhöhung der Deckungsrückstellung – wird  
jedoch insgesamt mit einem Jahresfehlbetrag gerechnet.

Um den steigenden Jahresfehlbetrag 2014 im Abrechnungsverband S zu schließen, sollen 
neue Finanzierungsbeiträge erhoben werden.

In Abrechnungsverband P wird ein positives Jahresergebnis erwartet. Dieses resultiert aus 
höheren Erträgen aus Kapitalanlagen und aus höheren Einnahmen aus Beiträgen. 

In Abrechnungsverband F werden höhere Erträge aus Kapitalanlagen prognostiziert, dennoch 
wird der Jahresfehlbetrag und folglich der Ausgleichsposten voraussichtlich ansteigen. Dies 
ist u.a. auf höhere Aufwendungen für Versicherungsfälle bei rückläufigem Beitragsniveau und 
steigenden Aufwendungen aus der Erhöhung der Deckungsrückstellung zurückzuführen.

Bei Pflichtversicherten sowie beitragsfreien Pflichtversicherten rechnet die Kasse mit einem 
niedrigen, aber anhaltenden Wachstumstrend. Die Anzahl von freiwillig Versicherten wird auf 
gleichbleibendem Niveau erwartet, bei beitragsfreien freiwillig Versicherten wird von einem 
Anstieg ausgegangen.

Der Bestand der Kapitalanlagen wird sich im kommenden Geschäftsjahr voraussichtlich deut-
lich erhöhen. Die Kasse erwartet zum Ende des nächsten Geschäftsjahres aufgrund des höhe-
ren Anstiegs der Kapitalanlagen im Vergleich zum Anstieg der Deckungsrückstellung einen 
(Kapitalanlagen-)Deckungsgrad von ca. 95,4 %.

Die Vermögenslage der KZVK sollte sich in 2014 weiterhin zufriedenstellend entwickeln. Al-
lerdings ist aufgrund des aktuellen niedrigen Zinsniveaus für das Geschäftsjahr 2014 von ei-
ner weiter sinkenden Nettoverzinsung der Kapitalanlagen auszugehen.
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Nachtragsbericht
 
 
Wesentliche Entwicklungen, die eine besondere Berichtspflicht auslösen, sind bis zum Zeit-
punkt der Aufstellung des Jahresabschlusses im Geschäftsjahr 2013 nicht eingetreten.

Köln, den 30. April 2014

Der Vorstand 

gez.	 gez. 
Dr. Claudia Leimkühler 	 Michael Klass	         
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Bilanz (zum 31. Dezember 2013)

 

 
Aktiva

 
T€

  2013
T€

 
T€

2012 
T€

A.	Immaterielle Vermögensgegenstände 4.849 3.903
B. 	Kapitalanlagen
	I . 	�G rundstücke, grundstücksgleiche Rechte
		  und Bauten

 
223.574

 
338.222

	II . 	Kapitalanlagen in verbundenen
		  Unternehmen und Beteiligungen
		  1.	 Anteile an verbundenen Unternehmen 0 0
		  2. 	Ausleihungen an verbundene Unternehmen 0 0
		  3. 	Beteiligungen 282.275 279.221
		  4. �	Ausleihungen an Unternehmen, mit  

	denen ein Beteiligungsverhältnis besteht
 

0
 

282.275
 

0
�	 III.	Sonstige Kapitalanlagen
	 	 1. 	Aktien, Investmentanteile und  
	 	 	 andere nicht festverzinsliche Wertpapiere

 
5.930.579

 
4.854.158

		  2. 	Inhaberschuldverschreibungen und  
	 	 	 andere festverzinsliche Wertpapiere

 
1.469.745

 
1.215.928

		  3. 	Hypotheken-, Grundschuld- und  
			R   entenschuldforderungen

 
190

 
230

	 	 4. 	Sonstige Ausleihungen
			   a) 	Namensschuldverschreibungen 2.551.760 2.646.415
			   b) 	Schuldscheinforderungen und Darlehen 4.709.632 4.907.263
			   c) �	Darlehen und Vorauszahlungen auf  

	Versicherungsscheine
 

0
 

0
			   d)	übrige Ausleihungen 1.819 1.979
	 	 5. �	Einlagen bei Kreditinstituten 688.210 738.703
		  6. �	Andere Kapitalanlagen 75.440 15.427.375 15.933.224 80.440
C. 	Forderungen
	I . 	 Forderungen aus dem Versicherungsgeschäft an:
		  1. �	Versicherte 0 0
		  2. 	�Beteiligte 12.221 28.251
		  3. �	Andere Zusatzversorgungseinrichtungen 1.236 13.457 1.144
	 II. 	Sonstige Forderungen 318 13.775 301
D.	Sonstige Vermögensgegenstände
	I . 	S achanlagen und Vorräte 691 566
	 II. 	Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, 	
		S  checks und Kassenbestand

 
96.719

 
88.611

	III . 	Andere Vermögensgegenstände 43.676 141.086 46.236
E. 	Rechnungsabgrenzungsposten
	I . 	 Abgegrenzte Zinsen und Mieten 169.774 172.255
	 II. 	Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten 509 170.283 395

F. �	�Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag
	 (Ausgleichsposten) 659.268 720.987

Summe Aktiva 16.922.485 16.125.206
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Passiva

 
T€

  2013
T€ T€

2012 
T€

A.	Eigenkapital
	I . 	� Verlustrücklage 0 0
	II . 	Gewinnvortrag/Verlustvortrag 0 0
	III .	Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 0 0 0
B.	Versicherungstechnische Rückstellungen
	I . 	�B eitragsüberträge 0 0
	II . 	�Deckungsrückstellung 16.822.328 16.027.607
�	 III.	Rückstellung für sonstige satzungsmäßige  
		  Leistungen

 
4.229

 
3.847

	I V.	Rückstellung für Überschussbeteiligung 0 16.826.557 0
C. 	Andere Rückstellungen
	I . 	R ückstellungen für Pensionen 
	 	 und ähnliche Verpflichtungen

 
35.759

 
36.077

	II . 	Steuerrückstellungen 0 0
	 III.	Sonstige Rückstellungen 43.123 78.882 38.877
D.	Andere Verbindlichkeiten
	I . 	 Verbindlichkeiten aus dem  
	 	 Versicherungsgeschäft gegenüber:
		  1.	 Versicherten 226 116
		  2.	B eteiligten 2.785 2.913
		  3.	 Anderen Zusatzversorgungseinrichtungen 7.089 10.100 3.838
	 II. 	Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 0 0
	 III. 	Sonstige Verbindlichkeiten 6.745 16.845 11.811
		  davon aus Steuern T€ 334
		  (Vorjahr T€ 389)

		  davon im Rahmen der sozialen Sicherheit T€ 0 	
		  (Vorjahr T€ 0)
E. 	Rechnungsabgrenzungsposten 201 120
	
Summe Passiva 16.922.485 16.125.206

Bestätigung des Verantwortlichen Aktuars

Der Verantwortliche Aktuar, Herr Dr. Friedemann Lucius, hat am 30. April 2014 bestätigt, dass  
die in der Bilanz unter den Posten II. Ziffer 1 der Passiva eingestellten Deckungsrückstellun-
gen unter Beachtung der technischen Geschäftspläne berechnet worden sind.
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Gewinn- und Verlustrechnung (1. Januar bis 31. Dezember 2013)

 

 2013 2012
T€T€ T€

1.	 Beiträge und sonstige satzungsmäßige Einnahmen
	 a) 	Beiträge und Umlagen 722.448 629.095
	 b) 	Einnahmen aus der Übertragung von Barwerten,  
	 	 Beitragsrückerstattungen 57.046 33.766
	 c) 	andere satzungsmäßige Einnahmen 5.299 784.793 2.296
2.	 Erträge aus der Auflösung der Rückstellung für Überschussbeteiligung   0 0
3.	 Erträge aus der Verminderung versicherungstechnischer Rückstellungen  37.126 282.640
4.	E rträge aus Kapitalanlagen  
	 a) 	Erträge aus Grundstücken      21.087 21.187
	 b) 	Zinsen und ähnliche Erträge  500.874 537.474
	 c) 	Erträge aus dem Abgang von Kapitalanlagen 107.370 19.438
	 d) 	Erträge aus Zuschüssen 0 0
	 e) 	Erträge aus Beteiligungen 35.523 664.854 10.899
5.	 Sonstige versicherungstechnische Erträge 241 129
6.	 Aufwendungen für Versicherungsfälle 465.518 450.364
7.	 Aufwendungen für die Übertragung von Barwerten,  
	 Beitragserstattungen, Beitragsrückzahlungen 64.264 42.361
8.	 Aufwendungen für künftige Überschussbeteiligung 0 0
9.	 Aufwendungen aus der Erhöhung der Deckungsrückstellung 831.847 796.467
10.	Aufwendungen für Kapitalanlagen 
	 a) 	Abschreibungen 23.232 9.585
	 b) 	Aufwendungen für die Verwaltung der Kapitalanlagen  
	 	 und sonstige Aufwendungen 5.475 6.577
	 c) 	Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen 923 29.629 523
11.	Personalaufwand 
	 a) 	Löhne und Gehälter 11.211 11.145
	 b) 	soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung  
		  und für Unterstützung 4.364 15.575 13.894
		  davon für Altersversorgung T€ 300 (Vorjahr T€ 9.612)
12.	Sonstige Abschreibungen 
	 a) 	auf immaterielle Vermögensgegenstände 253 229
	 b) 	sonstige 241 495 399
13.	Sonstige Verwaltungsaufwendungen
	 a) 	Aufwand für EDV-Anlagen 3.768 2.332
	 b) 	Bürobedarf, Telefon-, Telefax- und Postgebühren 1.143 842
	 c)	 andere Verwaltungsaufwendungen 7.376 12.287 3.257
14.	Technisches Ergebnis 67.400 198.948
15.	Sonstige Erträge, soweit sie nicht zu Posten Nr. 1 gehören 919 1.915
16.	Sonstige Aufwendungen 0 0
17.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.534 1.268
18.	Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 66.785 199.595
19.	Außerordentliche Erträge 0 0
20.	Außerordentliche Aufwendungen 0 27.000
21.	Außerordentliches Ergebnis 0 -27.000
22.	Sonstige Steuern 3 6
23.	Jahresüberschuss/-fehlbetrag 66.782 172.589
24.	Entnahme aus der Verlustrücklage 0 0
25.	Einstellung in die Verlustrücklage 0 0
26.	Veränderung des Ausgleichspostens                                        -66.782 -172.589
27.	 Bilanzgewinn/-verlust 0 0
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Anhang

Darstellungsform und Gliederung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2013 wurde nach den Grundsätzen ordnungsmäßi-
ger Buchführung unter Beachtung satzungsmäßiger Bestimmungen und den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches in der Fassung vom 17. Dezember 2008 aufgestellt. 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind aufgrund des dem Versicherungsgeschäft 
ähnlichen Geschäfts der KZVK an das Formblatt 1 (Bilanz) und Formblatt 3 (GuV) RechVersV in 
der Fassung vom 23. November 2007 angepasst.

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten werden zu Anschaffungs- bzw. Herstel-
lungskosten, vermindert um planmäßige lineare Abschreibungen, angesetzt. Der einheitlich 
verwendete Abschreibungssatz beträgt jährlich 2 %. Es werden außerplanmäßige Abschrei-
bungen gemäß § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB auf den niedrigeren beizulegenden Wert bei voraus-
sichtlich dauerhafter Wertminderung vorgenommen.

Beteiligungen sind mit den Anschaffungskosten angesetzt und werden nach dem gemilderten 
Niederstwertprinzip gemäß § 253 Abs. 2 HGB bewertet. 

Aktien, Investmentanteile, Inhaberschuldverschreibungen, andere festverzinsliche und nicht 
festverzinsliche Wertpapiere werden grundsätzlich nach dem strengen Niederstwertprinzip 
(§ 253 Abs. 3 HGB) mit den Börsen- oder Marktpreisen sowie Rücknahmepreisen zum Bilanz-
stichtag angesetzt. Die Inhaberschuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wert-
papiere, die dem Anlagevermögen zugeordnet sind, werden gemäß § 341b Abs. 2 HGB nach 
dem gemilderten Niederstwertprinzip zu Anschaffungskosten bewertet. 

Hypotheken- und Grundschuldforderungen sind mit dem Nominalwert, vermindert um ge-
leistete Tilgungen, angesetzt.

Namensschuldverschreibungen, Schuldscheinforderungen und Darlehen sowie die übrigen 
Ausleihungen sind zum Anschaffungskurs angesetzt und werden nach dem gemilderten Nie-
derstwertprinzip gemäß § 253 Abs. 2 HGB bewertet. Abschreibungen erfolgen nur bei voraus-
sichtlich dauerhafter Wertminderung. Ein Darlehen wird zum Bilanzstichtag mit dem Barwert 
der Restforderung bilanziert. 

Strukturierte Finanzinstrumente werden gemäß IDW Rechnungslegungshinweis RS HFA 22 in 
Ansatz gebracht und nach den Vorschriften des jeweils zugehörigen Bilanzpostens bewertet. 
Von einer Zerlegung wird nur in den Fällen abgesehen, bei denen im Zugangszeitpunkt eine 
einheitliche Bilanzierung erfolgte.

Einlagen bei Kreditinstituten, laufende Guthaben bei Kreditinstituten, Forderungen und Rech-
nungsabgrenzungsposten werden mit dem Nennwert bewertet.
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Andere Kapitalanlagen werden grundsätzlich zu Anschaffungskosten bilanziert. Abweichend 
von diesem Grundsatz werden die in dieser Position enthaltenen nicht börsenfähigen Ge-
nussscheine nach dem strengen Niederstwertprinzip bewertet.

Die KZVK macht von dem Wahlrecht nach § 253 Abs. 5 HGB Gebrauch, dass ein niedrigerer 
Wertansatz beibehalten werden darf, auch wenn die Gründe dafür nicht mehr bestehen.

Die versicherungstechnischen Rückstellungen enthalten sämtliche Rückstellungen, die zur 
Einhaltung von Verpflichtungen zur Versicherungsleistung gegenüber den Versicherten oder 
anspruchsberechtigten Dritten gebildet werden. Die Deckungsrückstellung wird nach versi-
cherungsmathematischen Grundsätzen gebildet. Für jeden einzelnen Abrechnungsverband 
wird eine Deckungsrückstellung nach Maßgabe der jeweiligen technischen Geschäftspläne 
ermittelt. Der verwendete geschäftsplanmäßige Rechnungszins beträgt 3,25 % vor und 5,25 % 
nach Eintritt des Versorgungsfalls. Der Bewertung der Pensionsverpflichtungen liegen die 
Richttafeln 1998 von Prof. Dr. Klaus Heubeck mit einem Pensionierungsalter von 65 Jahren 
zugrunde. Aufgrund der weiter steigenden Lebenserwartung und einer sinkenden Invalidisie-
rungswahrscheinlichkeit wird zur Absicherung des biometrischen Risikos eine zusätzliche 
Stärkung der Deckungsrückstellung unter Verwendung der Richttafeln 2005 G, die durch eine 
Modifikation an die beobachteten kassenspezifischen Gegebenheiten angepasst wurden, 
vorgenommen.

Die Pensionsrückstellung, die Rückstellung für Altersteilzeitverpflichtungen sowie die Jubilä-
ums- und die Beihilferückstellung werden auf Basis eines versicherungsmathematischen Gut-
achtens mit dem Barwert der erwarteten zukünftigen Leistungen bewertet. Dabei werden die 
Richttafeln 2005 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck mit einem Rechnungszinsfuß von 3,5 % (Vor-
jahr 3,5 %) und einer Gehalts- und Versorgungsleistungsdynamik von 2,0 % (Vorjahr 2,0 %) 
angewendet.

Die sonstigen Rückstellungen werden in Höhe der zu erwartenden Aufwendungen aufgrund 
von Erfahrungswerten gebildet. 

Die Verbindlichkeiten aus dem Versorgungsgeschäft und die anderen Verbindlichkeiten sind 
mit dem Rückzahlungsbetrag bilanziert.

Angaben zur Bilanz

Aktiva

zu A. Immaterielle Vermögensgegenstände
Die wesentliche Veränderung bei den immateriellen Vermögensgegenständen in 2013 resul-
tiert aus im Zusammenhang mit dem Realisierungsvertrag mit der COR & FJA Deutschland 
GmbH für ein Bestandsführungssystem geleisteten Anzahlungen in Höhe von T€ 714 und ge-
leisteten Anzahlungen für die neue Finanzsoftware Wilken Entire in Höhe von T€ 381. 
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zu B. Kapitalanlagen
Die Gesamtsumme der fortgeführten Anschaffungskosten der Kapitalanlagen beträgt  
T€ 15.933.224. Der Börsenwert beläuft sich zum Abschlussstichtag auf T€ 17.170.144.

zu B. I. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten
Die Betriebsimmobilien werden von der KZVK als Verwaltungsgebäude genutzt und machen 
einen Anteil von 5,9 % des Direktimmobilienbestandes aus, dies entspricht einem Anteil von 
T€ 13.238 vom Buchwert.

Die Abschreibungen betreffen planmäßige Abschreibungen in Höhe von T€ 5.571 (Vorjahr  
T€ 5.744) und außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von T€ 6.825 (Vorjahr T€ 3.841).

Der Zeitwert gemäß § 55 RechVersV des Grundbesitzes wurde nach dem Ertragswertverfah-
ren berechnet und beträgt aufgrund der zuletzt erstellten Gutachten T€ 263.900.

zu B. II. Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen und Beteiligungen

zu B. II. 3. Beteiligungen
Die Kasse hält Anteile an vier GmbHs, die als Holdinggesellschaft für Beteiligungen an Private 
Equity Fonds dienen. An der PE Rhenus GmbH mit Sitz in Köln hält die KZVK 99,6 % der Antei-
le. Bei der PE Moenus GmbH beträgt der Anteil 98 % und der Sitz der Gesellschaft ist Mün-
chen. Die KZVK ist mit 99,6 % Anteilseigner an der PE Albis mit Sitz in Hamburg. An der PE 
Lortium GmbH mit Sitz in München ist die Kasse zu 98 % beteiligt. Der Wert dieses Bilanzpos-
tens entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt:

T€
Bestand am 31.12.2012 279.221
Zugänge 3.054
Abgänge 0
Abschreibungen im Geschäftsjahr 0
Bestand am 31.12.2013    282.275

Zur Beurteilung der Wertentwicklung der GmbHs wurden - soweit schon vorhanden - die je-
weiligen, aktuellen Jahresabschlüsse herangezogen. Bei Nicht-Vorliegen eines aktuellen Jah-
resabschlusses wurden auf der Basis des letztverfügbaren Jahresabschlusses die Beteiligun-
gen zu fortgeführten Anschaffungskosten oder auf der Basis der für das IV. Quartal 2013 
vorliegenden Daten bewertet.

Zeitwert (in T€) * Buchwert (in T€) Stille Reserve

PE Albis GmbH*1 124.826 112.272 12.554
PE Lortium GmbH*2 71.189 58.173 13.016
PE Moenus GmbH*2 79.538 62.475 17.063
PE Rhenus GmbH*1 59.626 49.355 10.272
* Ermittelt auf Basis des letzten verfügbaren Jahresabschluss, *1 Zeitwert basiert auf Jahresabschluss 2013,  

*2 Zeitwert basiert auf Jahresabschluss 2012
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zu B. III. Sonstige Kapitalanlagen

zu B. III. 1. Aktien, Investmentanteile und andere nicht festverzinsliche 
Wertpapiere
Diese Position enthält neben den Aktien (T€ 579) und den anderen nicht festverzinslichen Wert-
papieren (T€ 48.033) Investmentanteile in Höhe von T€ 5.881.967. Der gemäß § 56 RechVersV 
ermittelte Zeitwert beträgt zum Abschlussstichtag T€ 6.405.403. Die Aufteilung der Investment-
anteile zeigen die folgenden Tabellen. 

 
Masterfonds-KAG
– Asset Allokation –

Buchwert 
31.12.2013 

T€
Renten Global 1.528.917
Unternehmensanleihen USD 861.172
Unternehmensanleihen Euro 599.370
Währungsoverlay 368.663
Aktien Europa 329.185
Aktien Nordamerika 328.188
Hochzinsanleihen Euro 230.161
Hochzinsanleihen USD 219.363
Private Equity 206.882
Renten Schwellenländer 176.151
Aktien Pazifik 141.144
Aktien Schwellenländer 132.313
REIT Nordamerika 104.524
REIT Asien 21.167
Taktisches Overlay 28.271
Sonstige Renten und rentenähnliche Wertpapiere 0
Liquidität, Forderungen, Verbindlichkeiten 4.937
Gesamt 5.280.409

Darüber hinaus werden fünf Immobilienfonds gehalten.

Name
Anteil

%
Regionale 
Aufteilung

Buchwert 
31.12.2013 

T€

Immo-Fonds A 88,83 Deutschland 534.387
Immo-Fonds B 2,9 Europa 17.336
Immo-Fonds C 3,4 Europa 20.461
Immo-Fonds D  3,0 Europa 17.872
Immo-Fonds E 1,9 Europa 11.502
Gesamt 100,0 601.558

Im Jahr 2013 wurden im Immobilienfonds-Bereich gem. § 253 Abs. 3 HGB Abschreibungen in 
Höhe von T€ 42 vorgenommen. 
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zu B. III. 2. Inhaberschuldverschreibungen 
Der unter diesem Posten ausgewiesene Bestand betrifft ausschließlich in Euro denominierte 
Inhaberschuldverschreibungen europäischer Kreditinstitute sowie öffentlich-rechtlicher Kör-
perschaften der Europäischen Union. Der gemäß § 56 RechVersV ermittelte Zeitwert der Inha-
berschuldverschreibungen beträgt T€ 1.526.714. Den stillen Reserven in Höhe von T€ 73.749 
stehen stille Lasten in Höhe von T€ 16.780 gegenüber. Die stillen Lasten stellen keine voraus-
sichtlich dauerhaften Wertminderungen dar.

Im Jahr 2013 wurden auf Inhaberschuldverschreibungen gem. § 277 Abs. 3 HGB außerplan-
mäßige Abschreibungen in Höhe von T€ 9.995 vorgenommen.

zu B. III. 3. Hypotheken- und Grundschuldforderungen
In dieser Position sind vorwiegend Baudarlehen an Mitarbeiter der Kasse enthalten. Im Ge-
schäftsjahr 2013 wurden keine neuen Baudarlehen gewährt. Der Zeitwert dieser Position be-
trägt zum Geschäftsjahresende T€ 190.

zu B. III. 4. Sonstige Ausleihungen

zu B. III. 4. a) Namensschuldverschreibungen
Hierunter fallen im Wesentlichen Namensschuldverschreibungen von staatsgarantierten und 
supranationalen Einrichtungen, Namenskommunalobligationen und -pfandbriefe von Hypo-
thekenbanken und Landesbanken sowie Namenssparbriefe von Sparkassen. Für die Namens-
schuldverschreibungen beträgt der kalkulatorische Zeitwert unter Verwendung interner Be-
wertungsmodelle zum Bilanzstichtag T€ 2.725.801. Den stillen Reserven in Höhe von  
T€ 234.170 stehen stille Lasten in Höhe von T€ 60.128 gegenüber. Die stillen Lasten stellen 
keine voraussichtlich dauerhaften Wertminderungen dar. 

Der bei Endfälligkeit der Wertpapiere zu erzielende Nominalwert beträgt T€ 2.851.104.

Im Jahr 2013 wurden auf Namensschuldverschreibungen gem. § 277 Abs. 3 HGB außerplan-
mäßige Abschreibungen in Höhe von T€ 798 vorgenommen. 

zu B. III. 4. b) Schuldscheinforderungen und Darlehen
Unter diesem Posten werden insbesondere Schuldscheindarlehen von Bundesländern sowie 
dem Finanzsektor ausgewiesen. Der kalkulatorische Zeitwert der Schuldscheinforderungen und 
Darlehen beträgt unter Verwendung interner Bewertungsmodelle zum Geschäftsjahresende  
T€ 5.140.730. Den stillen Reserven in Höhe von T€ 471.611 stehen stille Lasten in Höhe von  
T€ 40.514 gegenüber. Die stillen Lasten stellen keine voraussichtlich dauerhaften Wertminderungen dar.

Der bei Endfälligkeit der Wertpapiere zu erzielende Nominalwert beträgt T€ 4.751.308.

zu B. III. 5. Einlagen bei Kreditinstituten
Bei den Einlagen bei Kreditinstituten handelt es sich um Termingelder in Höhe von T€ 335.000, 
Tagesgelder in Höhe von T€ 322.010 und Festgelder in Höhe von T€ 31.200, die zur kurzfristi-
gen Anlage liquider Mittel bei den Hausbanken der KZVK angelegt sind. 

Der Buchwert entspricht bei dieser Position dem Zeitwert.

ih
re

 k
zv

k
la

ge
be

ri
ch

t
ja

hr
es

ab
sc

hl
us

s
er

ge
bn

is
 d

er
 a

bs
ch

lu
ss

pr
üf

un
g



5656

zu B. III. 6. Andere Kapitalanlagen
Unter dieser Position werden verbriefte Genussrechte inländischer Kreditinstitute in Höhe 
von T€ 73.220 (Vorjahr T€ 78.220) ausgewiesen, die zum Abschlussstichtag einen Zeitwert in 
Höhe von T€ 79.978 besitzen, der sich aufgrund des Unterschiedsbetrags zwischen Nominal- 
und Buchwert ergibt. Sie gewähren einen fixen Kupon in Abhängigkeit des Jahresergebnisses 
des Emittenten. Die Kasse nimmt in voller Höhe der Nominalbeträge der Genussscheine an 
eventuellen Verlusten der Emittenten teil. Nachschusspflichten sind mit den Genussrechten 
nicht verbunden.

Des Weiteren sind in diesem Posten Genossenschaftsanteile in Höhe von T€ 2.220 (Vorjahr  
T€ 2.220) an vier kirchlichen Banken enthalten. Der Buchwert entspricht dem Zeitwert.

zu C. Forderungen
Die Position beinhaltet zum größten Teil Forderungen aus noch nicht bezahlten, aber zum  
Geschäftsjahresende fälligen Sanierungsgeldrechnungen in Höhe von T€ 10.032.

zu D. Sonstige Vermögensgegenstände

zu D. I. Sachanlagen und Vorräte
Bei diesem Posten handelt es sich um die Betriebs- und Geschäftsausstattung der Betriebsim-
mobilien der KZVK.

zu D. II. Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, Schecks und Kassenbestand
Bei dem Betrag in Höhe von T€ 96.719 handelt es sich um die laufenden Guthaben der einzel-
nen Girokonten bei zehn verschiedenen Kreditinstituten und um einen geringen Bar- und 
Frankierbestand in Höhe von T€ 10.

zu D. III. Andere Vermögensgegenstände
Der größte Anteil dieses Bilanzpostens entfällt mit T€ 38.447 auf die bereits im Dezember an 
die Versorgungsempfänger ausgezahlten Renten für den Monat Januar 2014. Die Forderun-
gen aus dem Vermietungsbereich stellen mit T€ 4.410 die zweitgrößte Position dar, die haupt-
sächlich noch nicht abgerechnete Betriebskosten betreffen. Mit T€ 482 folgen die von den 
Mietern erhaltenen Mietkautionen an dritter Stelle. 

zu E. Rechnungsabgrenzungsposten
Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten enthält im Wesentlichen abgegrenzte Zinsen, die 
erst im Folgejahr fällig sind, sowie bereits im Voraus bezahlte Aufwendungen für die Zeit nach 
dem Abschlussstichtag. 

zu F. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag (Ausgleichsposten)
Der Ausgleichsposten hat sich aufgrund des positiven Jahresergebnisses im Geschäftsjahr um 
T€ 66.782 verringert und gegen den Ausgleichsposten gebuchter Wertberichtigungen (inklu-
sive Korrekturen für Sanierungsgeldrechnungen der Vorjahre) im Geschäftsjahr um T€ 5.063 
erhöht und beträgt zum Bilanzstichtag T€ 659.268 (Vorjahr T€ 720.987).
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Passiva

zu A. Eigenkapital

zu A. I. Verlustrücklage
Die Verlustrücklagen sind in allen Abrechnungsverbänden in voller Höhe aufgelöst.

zu B. II. Deckungsrückstellung
Die Deckungsrückstellung stellt den nach versicherungsmathematischen Grundsätzen ermit-
telten Barwert künftiger Verpflichtungen aus der Versicherungsleistung dar. Die Berechnung 
wurde von der Heubeck AG nach Maßgabe des § 54 der Kassensatzung und den einzelnen 
Abrechnungsverbänden zugrunde liegenden Technischen Geschäftsplänen durchgeführt. Sie 
entwickelte sich wie folgt:

2013
T€

2012 
T€

Stand zum 1.1. 16.027.607 15.513.779

Zuführung 831.847 796.468

Auflösung 37.126 282.640

Endbestand zum 31.12. 16.822.328 16.027.607

zu B. III. Rückstellung für sonstige satzungsmäSSige Leistungen
Zum Bilanzstichtag wurden T€ 4.229 in die Rückstellungen für noch nicht abgewickelte Versi-
cherungsfälle eingestellt. Hierunter sind Verpflichtungen zu verstehen, die bis zum Geschäfts-
jahresende eingetreten, aber noch nicht abgewickelt worden sind. 

zu C. Andere Rückstellungen
Die größten Positionen dieser Bilanzpositionen stellen die Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen in Höhe von T€ 35.759, die Rückstellungen für Prozessrisiken in 
Höhe von T€ 29.907 und die Rückstellungen für Beihilfeansprüche in Höhe von T€ 7.012 dar. 
Darüber hinaus wurde für geplante, aber bisher unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen 
im Immobilienbereich eine Rückstellung in Höhe von T€ 2.037 und für die Verpflichtung zur 
Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen eine Rückstellung in Höhe von T€ 1.340 gebildet.

zu D. Andere Verbindlichkeiten
Bei den Verbindlichkeiten aus dem Versorgungsgeschäft gegenüber Versicherten und Beteilig-
ten werden überzahlte Mitgliedsbeiträge, Pflichtumlagen der Beteiligten oder noch auszuzah-
lende Renten ausgewiesen. Bei dem Posten "Verbindlichkeiten gegenüber anderen Zusatzver-
sorgungseinrichtungen" handelt es sich um Verbindlichkeiten nach dem Überleitungsstatut. 

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind Mietkautionen in Höhe von T€ 482 enthalten, die ent-
weder durch Kautionssparbücher oder Mietbürgschaften besichert sind. Die restlichen sons-
tigen Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von unter fünf Jahren, wobei der größte An-
teil in Höhe von T€ 4.375 auf Verbindlichkeiten aus dem Liegenschaftsbereich entfällt. 
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zu E. Rechnungsabgrenzungsposten
Diese Position enthält für das folgende Geschäftsjahr vorausgezahlte Mieten in Höhe von  
T€ 154 und Beiträge in Höhe von T€ 47.

Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung

zu 1. Beiträge und sonstige satzungsmäSSige Erträge
Die hier ausgewiesenen Beträge bestehen hauptsächlich aus den Beiträgen aus der Pflicht-
versicherung (Abrechnungsverband P) und aus der freiwilligen Versicherung (Abrechnungs-
verband F) in Höhe von T€ 722.448 und den Beitragsüberleitungen in Höhe von T€ 57.046 
(davon T€ 33.930 Abrechnungsverband P und T€ 22.513 Abrechnungsverband S).

zu 3. Erträge aus der Verminderung versicherungstechnischer 	
RückstellungEN
Diese Position enthält ausschließlich die Erträge aus der Auflösung der Deckungsrückstellung 
im Abrechnungsverband S aufgrund der geänderten Berechnungsgrundlagen in Höhe von  
T€ 37.126.

zu 4. Erträge aus Kapitalanlagen
Die Erträge aus Kapitalanlagen sind im Vergleich zum Vorjahr um 12,9 % gestiegen. Maßgeb-
lich dazu beigetragen hat der Anstieg der Erträge aus dem Abgang von Kapitalanlagen auf  
T€ 107.370 (Vorjahr T€ 19.438). 

zu 5. Sonstige versicherungstechnische Erträge
Die sonstigen versicherungstechnischen Erträge beruhen überwiegend mit T€ 163 (Vorjahr 
T€ 119) auf Zinsen auf nachentrichtete Umlagen und Beiträge gemäß §§ 65 bzw. 63 Abs. 3 der 
Kassensatzung, bei denen die Anmeldung zur Pflichtversicherung später als sechs Monate 
nach Beginn der Versicherungspflicht vorgenommen wurde.

zu 6. Aufwendungen für Versicherungsfälle
Die Aufwendungen für Versicherungsfälle sind aufgrund der gestiegenen Anzahl der Leis-
tungsempfänger erneut gestiegen. Mit einem Anteil von 99,4 % entfallen die Aufwendungen 
dieser Position fast ausschließlich auf die Rentenzahlungen.

zu 9. Aufwendungen aus der Erhöhung der Deckungsrückstellung
Die Aufwendungen aus der Zuführung zur Deckungsrückstellung betrugen im abgelaufenen 
Geschäftsjahr T€ 831.847 (Vorjahr T€ 796.467).

zu 10. Aufwendungen für Kapitalanlagen
Die Aufwendungen für Kapitalanlagen sind im Vergleich zum Vorjahr um 77,6 % gestiegen. 
Ursächlich für diesen Anstieg sind vorwiegend die um T€ 13.647 erhöhten Abschreibungen 
auf Kapitalanlagen.
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zu 11. Personalaufwand
Die Verringerung der Personalaufwendungen ist im Wesentlichen auf einen Sondereffekt des 
Vorjahres zurückzuführen. Aufgrund der Absenkung des Diskontierungszinses von 4,0 % auf  
3,5 % im Vorjahr waren erhöhte Zuführungen zur Pensionsrückstellung notwendig. Die übrigen 
Personalaufwendungen veränderten sich nur geringfügig. 

zu 15. Sonstige Erträge soweit sie nicht zu Posten Nr. 1 gehören
Den wesentlichen Teil dieser Position bilden der Ertrag aus der Auflösung der Instandhal-
tungsrückstellung und der Ertrag aus der Auflösung der Prozesskostenrückstellung in Höhe 
von T€ 521.

zu 20. AuSSerordentliche Aufwendungen
Im abgelaufenen Geschäftsjahr liegen keine außerordentlichen Aufwendungen vor.	  
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Weitere Pflichtangaben

Anzahl der Mitarbeiter

Während des Jahres 2013 waren (ohne Vorstandsmitglieder und ruhende Arbeitsverhältnisse) 
bei der KZVK 225 Mitarbeiter (Vorjahr 229) beschäftigt, davon 124 Frauen und 101 Männer. Die 
Anzahl der teilzeitbeschäftigten Mitarbeiter betrug 63 (Vorjahr 62). Im Jahresdurchschnitt wa-
ren 13 Mitarbeiter (Vorjahr 8) befristet beschäftigt. In einem beamtenähnlichen Dienstverhält-
nis standen wie im Vorjahr 42 Personen.

Haftungsverhältnisse/sonstige finanzielle Verpflichtungen

Die Kasse kann aus Anteilen bei genossenschaftlichen Kreditinstituten (Aktivposten B.III.6.) in 
Höhe der Haftsummen von T€ 6.440 (Vorjahr T€ 6.440) in Anspruch genommen werden 
(Nachschussverpflichtungen).

Aus Verträgen ergeben sich noch ausstehende Verpflichtungen in Höhe von T€ 7.321 (Vorjahr 
T€ 7.087). Davon betreffen T€ 4.121 (Vorjahr T€ 4.936) den Realisierungsvertrag mit der  
COR & FJA Deutschland GmbH für ein Bestandsführungssystem.

Die noch offene Verpflichtung auf Einzahlungen in die Kapitalrücklagen der erworbenen  
PE-Beteiligungen (Commitments) beträgt insgesamt T€ 141.047 (Vorjahr T€ 141.898).

Organbezüge

Die Gesamtbezüge des Vorstandes betrugen T€ 525. Darüber hinaus bestehen Rückstellun-
gen für künftige Pensionen in Höhe von T€ 331.

An Bezügen für ehemalige Organmitglieder oder deren Hinterbliebenen wurden T€ 325 aus-
gezahlt. Für diese Personengruppe bestanden zum 31.12.2013 Rückstellungen für Pensionen 
in Höhe von T€ 4.174. Für die Mitglieder der Gremien wurden Sitzungsgelder und Ersatz von 
Reisekosten in Höhe von T€ 46 aufgewendet.
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Organmitglieder

Verwaltungsrat

Generalvikar Prälat Norbert Kleyboldt, Vorsitzender 

Diözesanadministrator Prälat Dr. Stefan Heße, stellvertretender Vorsitzender 

Michael Birkle 

Dr. Martin Böckel 

Herbert Böhmer 

Dieter Erfurth 

Georg Grädler 

Michael Himmelsbach 

Andrea Hoffmann-Göritz 

Andreas Jaster 

Dr. Birgit Kugel 

Hans Jörg Millies 

Matthias Mitzscherlich 

Dr. Claus C. Nommensen 

Aloys Raming-Freesen 

Thomas Rühl

Vorstand

Bernd Franken, Trier (Vorstandssprecher bis 8. Juli 2013) – bis 31. Dezember 2013 

Michael Klass, Köln – ab 1. September 2013 

Dr. Claudia Leimkühler, Hamburg (Vorstandssprecherin ab 9. Juli 2013)
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Derivative Finanzinstrumente

 
2013

Buchwert
 T€

Zeitwert
T€

Stille Reserven 
	T €

Stille Lasten 
	T €

in B. III. 1.  
Aktien, Investmentanteile und andere  
nicht festverzinsliche Wertpapiere enthaltene:

	H edgefonds 48.033 57.901 9.868 0

in B. III. 2.  
Inhaberschuldverschreibungen und andere  
festverzinsliche Wertpapiere enthaltene:

	 Putable 2.619 3.446 828 0

in B. III. 4. a)  
Namensschuldverschreibungen enthaltene:

	C allable 258.000 271.108 13.108 0

	H edgefonds 13.701 13.701 0 0

in B. III. 4. b)  
Schuldscheinforderungen und Darlehen enthaltene:

	C allable 97.000 102.497 5.497 0

	H edgefonds 307.458 360.825 53.560 193

	N achrang 151.000 159.761 8.761 0

	 Rohstoffe 45.674 49.275 3.601 0

in B. III. 6.  
Andere Kapitalanlagen enthaltene:

	 derivative Finanzinstrumente 2.000 2.000 0 0

Gesamt 925.484 1.020.514 95.223 193

Köln, den 30. April 2014

Der Vorstand 

gez.	 gez. 
Dr. Claudia Leimkühler 	 Michael Klass
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Kapitalanlagen 

Buchwert 
1.1.2013

 T€

Umbu- 
chungen

 T€

 
Zugänge

 T€

 
Abgänge

T€

Abschrei- 
bungen  

T€

Buchwert
31.12.2013 

T€
I.	G rundstücke, grundstücks- 
	 gleiche Rechte und Bauten 338.222 0 363 102.614 12.397 223.574

II. 	Kapitalanlagen in  
	 verbundenen Unternehmen  
	 und Beteiligungen

	 1. 	Anteile an verbundenen  
		  Unternehmen 0 0 0 0 0 0

	 2. 	Ausleihungen an  
		  verbundene Unternehmen 0 0 0 0 0 0 

	 3. 	Beteiligungen 279.221 0 3.054 0 0 282.275

	 4. 	Ausleihungen an  
		  Unternehmen, mit  
		  denen ein Beteiligungs- 
		  verhältnis besteht 0 0 0 0 0 0

III. 	Sonstige Kapitalanlagen

	 1. 	Aktien, Investmentanteile 	
		  und andere nicht festver-	
	 	 zinsliche Wertpapiere 4.854.157 0 1.152.591 76.128 42 5.930.578

	 2.	Inhaberschuldver- 
		  schreibungen und  
		  andere festverzinsliche  
	 	 Wertpapiere 1.215.928 0 469.637 205.825 9.995 1.469.745

	 3.	Hypotheken-,  
		G  rundschuld- und  
		R  entenschuldforderungen 229 0 0 39 0 190

	 4. 	Sonstige Ausleihungen

		  a) 	Namensschuld- 
			   verschreibungen 2.646.416 0 113.035 206.893 798 2.551.760

		  b) Schuldscheinforderungen  
			   und Darlehen 4.907.263 0 349.691 547.321 0 4.709.633

		  c) 	Darlehen und  
			   Vorauszahlungen auf 		
			   Versicherungsscheine 0 0 0 0 0 0

		  d)	übrige Ausleihungen 1.979 0 100 260 0 1.819

	 5.	Einlagen bei Kreditinstituten 738.703 0 0 50.493 0 688.210

	 6.	Andere Kapitalanlagen 80.440 0 0 5.000 0 75.440

Summe Kapitalanlagen 15.062.558 0 2.088.471 1.194.573 23.232 15.933.224
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04 Ergebnis der  
Abschlussprüfung
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Bescheinigung
 

Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir folgende Bescheinigung erteilt: 

"An die Kirchliche Zusatzversorgungskasse des Verbands der Diözesen Deutschlands, Köln:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Kirchlichen Zusatz-
versorgungskasse des Verbands der Diözesen Deutschlands, Köln, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, die 
gemäß § 53 Abs. 3 Satz 3 der Kassensatzung nach dem Rechtsstand vom 17. Dezember 2008 
anzuwenden sind, sowie den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter der Kasse. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss un-
ter Beachtung der anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften und durch den Lagebe-
richt vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Kasse sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetz-
lichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grund-
lage für unsere Beurteilung bildet. Da es sich bei dem vorliegenden Jahresabschluss nicht um 
einen Jahresabschluss im Sinne der handelsrechtlichen Vorschriften, wie sie nach den Grund-
sätzen des EGHGB für das Geschäftsjahr 2013 anwendbar wären, handelt, können wir einen 
Bestätigungsvermerk nicht erteilen.
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Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften sowie den ergän-
zenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung dieser Vorschriften ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der Kasse. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Kasse und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar."

Köln, 5. Mai 2014

Ernst & Young GmbH	  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez.	 gez.	 
Vogt	 Dr. Horstkötter	  
Wirtschaftsprüfer 	 Wirtschaftsprüfer

Vorstehende Bescheinigung darf nur eingebunden in die gesamte vorliegende Berichterstat-
tung verwendet werden. Eine gesonderte Verwendung ist nicht gestattet.
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